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vs. Romania . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3
Ministerkomitee: Leitfaden zu Menschenrechten für In-
ternetnutzer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4

EUROPÄISCHE UNION
Gerichtshof der Europäischen Union: Finanzierungssy-
stem für nationale öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalt
Spaniens bestätigt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4
Gerichtshof der Europäischen Union: Spanische Gelder
für „Ciudad de la Luz“ sind staatliche Beihilfen. . . . . . . . . . . . 5
Rat der EU: Menschenrechtsrichtlinien zum Schutz der
Meinungsfreiheit in den traditionellen Medien und im In-
ternet . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6

UNO
Vereinte Nationen: Menschenrechtsrat fordert bessere
Absicherung des Internets durch die Mitgliedsstaaten
gefordert . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7
Vereinte Nationen: Italien-Mission des UN-
Sonderberichterstatters für das Recht auf Meinungs-
freiheit und freie Meinungsäußerung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7

UNESCO
UNESCO: Teilnehmer des ersten Europäischen MIL-
Forums verabschieden in Paris eine Erklärung zur
Medien- und Informationskompetenz im digitalen Zeit-
alter . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9

LÄNDER

BG-Bulgarien

Antrag auf Beendigung von Lizenzen für terrestrische
Ausstrahlung zweier Spartenprogramme. . . . . . . . . . . . . . . . . . 9
Bericht über die Einhaltung des Medienbesitzverbots für
Offshore-Gesellschaften in Bulgarien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .10
REM-Bericht zu den Europaparlamentswahlen 2014. . . . . .10

CH-Schweiz

Verordnung über die MEDIA-Ersatzmaßnahmen . . . . . . . . . .11
Nationalrat stimmt für gesetzliche Festschreibung der
Netzneutralität . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .12
Ständerat billigt Einführung einer allgemeinen Rund-
funkgebührenpflicht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .12
Schweizerische Regierung will das Urheberrecht moder-
nisieren. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .13

DE-Deutschland
BGH bestätigt erneut die Auslegung des Bedeutungsge-
halts einer Äußerung in ihrem Kontext . . . . . . . . . . . . . . . . . . .13
SVerfGH beurteilt Bezeichnung von Parteimitgliedern
der NPD als „Nazis von heute“ und „braune Brut“ durch
Bildungsminister als verfassungsgemäß . . . . . . . . . . . . . . . . .14
Niedersächsisches OVG hebt Sofortvollzug der Zulas-
sung von dctp im Programm von RTL auf . . . . . . . . . . . . . . . .15

VG Hannover sieht in 2011 ausgestrahlter Folge von „
Die Super Nanny“ einen Verstoß gegen die Menschen-
würde . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .16

FR-Frankreich
Wettbewerbsbehörde erklärt Vereinbarung, in der Canal
Plus die Exklusivübertragungsrechte für die Rugby-
Meisterschaft in Frankreich erhält, für nichtig . . . . . . . . . . . .16
CSA verweigert drei DVB-T-Sendern den Wechsel vom
Bezahlfernsehen in die offenen Kanäle. . . . . . . . . . . . . . . . . . .17

GB-Vereinigtes Königreich

Ofcom ergreift Massnahmen zur Gewährleistung glei-
cher Rahmenbedingungen für Konkurrenten von BT bei
der Bereitstellung superschneller Breitbanddienste . . . . .18
Ofcom bestimmt, wann ein Sachprogramm im Fernse-
hen Werbung ist und wann eine Dienstleistung unange-
messen herausragend dargestellt wird. . . . . . . . . . . . . . . . . . .19
Selbstregulierungsbehörde rügt Werbung zu Freemium-
Spiel „Dungeon Keeper“ . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .20

HU-Ungarn

Neue Steuer für Medien- und Werbesektor . . . . . . . . . . . . . . .20

IE-Irland
Klage gegen gleichgeschlechtliche Ehe aufrechterhal-
ten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .21
Bericht der Beratungsgruppe für Internetinhalte veröf-
fentlicht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .22
In Irland am Start: Mobilfunk der vierten Generation und
Eircom TV . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .23

IT-Italien
AGCOM startet eine öffentliche Anhörung zur Förderung
europäischer Werke durch Anbieter von audiovisuellen
Abrufmediendiensten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .24

ME-Montenegro

Lizenz für ersten Multiplex-Betreiber . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .24

MK-"ehemalige Jugoslawische Republik Mazedonien"

Weitere Ergänzungen zum Gesetz über Audio- und au-
diovisuelle Mediendienste . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .25

NL-Niederlande
Sanktionen gegen öffentlich-rechtlichen Rundfunk in
den Niederlanden wegen Verstoßes gegen die Cookie-
Regelung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .26

RU-Russische Föderation

Änderungen im Werberecht beeinträchtigen Bezahl-
fernsehen (Pay-TV). . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .26
Personenbezogene Daten sind nur in Russland zu spei-
chern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .27
Anonymer Internet-Zugang verweigert. . . . . . . . . . . . . . . . . . .28

US-Vereinigte Staten

Supreme Court verbietet Online-Fernsehdienst Aereo . . . .28



Redaktionelle Information

Herausgeber:
Europäische Audiovisuelle Informationsstelle 76, allée de la
Robertsau F-67000 STRASBOURG
Tel.: +33 (0) 3 90 21 60 00 Fax: +33 (0) 3 90 21 60 19 E-mail:
obs@obs.coe.int www.obs.coe.int
Beiträge und Kommentare an:
iris@obs.coe.int
Geschäftsführende Direktorin:
Susanne Nikoltchev
Redaktion:
Maja Cappello, Chefredakteurin � Francisco Javier Cabrera
Blázquez, stellvertretender Redaktionschef (Europäische
Audiovisuelle Informationsstelle)
Michael Botein, The Media Center at the New York Law
School (USA) � Medienreferat der Menschenrechtsabteilung
des Europarats in Straßburg (Frankreich) � Andrei Richter,
Journalistische Fakultät, Staatsuniversität Moskau (Russische
Föderation) �Peter Matzneller, Institut für Europäisches
Medienrecht (EMR), Saarbrücken (Deutschland) � Harald
Trettenbrein, Generaldirektion EAC-C-1 (Abt. Politik im
audiovisuellen Bereich) der Europäischen Kommission,
Brüssel (Belgien) � Tarlach McGonagle, Institut für
Informationsrecht (IViR) der Universität Amsterdam (die
Niederlande)
Redaktionelle Berater:
Amélie Blocman, Victoires Éditions
Dokumentation/Pressekontakt:
Alison Hindhaugh
Tel.: +33 (0)3 90 21 60 10;
E-mail: alison.hindhaugh@coe.int

Übersetzungen:
Michelle Ganter, Europäische Audiovisuelle Informationsstelle
(Koordination) � Brigitte Auel � France Courrèges � Paul
Green � Elena Mihaylova � Martine Müller-Lombard �

Katherine Parsons � Marco Polo Sàrl � Erwin Rohwer � Roland
Schmid � Sonja Schmidt � Nathalie Sturlèse
Korrektur:
Michelle Ganter, Europäische Audiovisuelle Informationsstelle
(Koordination) � Francisco Javier Cabrera Blázquez,
Europäische Audiovisuelle Informationsstelle � Annabel
Brody, Institut für Informationsrecht (IViR) der
Universität Amsterdam (die Niederlande) � Johanna Fell,
Europareferentin BLM, München (Deutschland) � Amélie
Lépinard, Master - International and European Affairs,
Université de Pau (Frankreich) � Julie Mamou � Oliver
O’Callaghan, City University London, UK � Candelaria
van Strien-Reney, Juristische Fakultät, National University
of Ireland, Galway (Irland) � Daniel Bittmann, Institut
für Europäisches Medienrecht (EMR), Saarbrücken
(Deutschland)
Vertrieb:
Markus Booms, Europäische Audiovisuelle Informationsstelle
Tel.: +33 (0)3 90 21 60 06;
E-mail: markus.booms@coe.int
Webdesign:
Koordination: Cyril Chaboisseau, Europäische Audiovisuelle
Informationsstelle � Entwicklung und Integration:
www.logidee.com � Layout: www.acom-europe.com und
www.logidee.com
ISSN 2078-6166
 2014 Europäische Audiovisuelle Informationsstelle,
Straßburg (Frankreich)

http://www.obs.coe.int/
mailto:alison.hindhaugh@coe.int
mailto:markus.booms@coe.int


INTERNATIONAL

EUROPARAT

Europäischer Gerichtshof für Menschenrech-
te: Roşiianu vs. Romania

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat
erneut deutlich gemacht, dass das Sammeln von In-
formationen und der Zugang zu Unterlagen im Be-
sitz öffentlicher Stellen für Journalisten grundlegen-
de Rechte darstellen. Damit wird ihnen ermöglicht,
über Belange von öffentlichem Interesse zu berichten
und dadurch mit dazu beitragen, das Recht der Öf-
fentlichkeit, auf umfassende Information umzusetzen.
Im Fall des Moderators eines regionalen Fernsehpro-
gramms, Ioan Romeo Roşiianu, gelangte das Gericht
zu der Auffassung, dass die rumänischen Behörden
gegen Art. 10 der Europäischen Konvention der Men-
schenrechte (EMRK) verstoßen haben, weil sie dem
Journalisten den bei der Stadtverwaltung Baia Mare -
einer Stadt im Norden Rumäniens - beantragten Zu-
gang zu öffentlichen Dokumenten nicht gewährten.
Das Urteil des Gerichtshofs macht deutlich, dass es ef-
fizienter Umsetzungsmechanismen bedarf, wenn das
Recht auf Zugang zu öffentlichen Dokumenten nach
Art. 10 durchführbar und wirksam sein soll.

Herr Roşiianu hatte in seiner Eigenschaft als Journa-
list bei der Stadtverwaltung Baia Mare die Herausga-
be mehrerer Dokumente beantragt. Diese standen im
Zusammenhang mit seinen Recherchen über die Ver-
wendung öffentlicher Gelder seitens der Verwaltung
der Stadt. Sein Antrag ging von den Bestimmungen
des Gesetzes Nr. 544/2001 über die Freiheit von Infor-
mationen des öffentlichen Sektors aus. Da die Antwort
des Bürgermeisters nicht die verlangten Informatio-
nen enthielt, zog Herr Roşiianu vor das Verwaltungs-
gericht. In insgesamt drei getrennten Entscheidungen
forderte das Berufungsgericht von Cluj den Bürger-
meister auf, den Großteil der verlangten Informatio-
nen offenzulegen. Das Berufungsgericht stellte fest,
dass nach Art. 10 EMRK und gem. Gesetz Nr. 544/2001
über die Freiheit von Informationen des öffentlichen
Sektors Herr Roşiianu berechtigt ist, die in Rede ste-
henden Informationen zu erhalten, die er zu berufli-
chen Zwecken zu verwenden beabsichtigt. Die Schrei-
ben des Bürgermeisters von Baia Mare stellten kei-
ne angemessene Antwort auf die jeweiligen Anfragen
dar. Das Berufungsgericht Cluj verurteilte den Bürger-
meister zur Zahlung von EUR 700 an den Kläger als
immateriellen Schadensersatz und stellte fest, dass
die Weigerung, die verlangten Informationen heraus-
zugeben, einen Verstoß gegen das in Art. 10 EMRK
garantierte Recht auf Empfang und Weitergabe von
Informationen darstellt. Herr Roşiianu beantragte die
Vollstreckung der Entscheidungen, doch der Bürger-

meister lehnte diese ab. Die Entscheidungen des Be-
rufungsgerichts Cluj wurden nicht vollstreckt.

Herr Roşiianu beschwerte sich über Nicht-
Vollstreckung der gerichtlichen Entscheidungen
und berief sich dabei auf Art. 6 Abs. 1 (Recht auf ein
faires Verfahren). Unter Bezug auf Art. 10 machte er
geltend, dass der nicht erfolgte Vollzug der Entschei-
dungen des Berufungsgerichts Cluj eine Verletzung
seines Rechts auf Meinungsfreiheit darstelle.

Bezüglich des Hinweises des Beschwerdeführers auf
Art. 6 Abs. 1 EMRK wird festgestellt, dass der Bür-
germeister Herrn Roşiianu vorgeschlagen hatte, per-
sönlich ins Rathaus zu kommen, um mehrere Tausend
fotokopierte Seiten abzuholen - was auch bedeutet
hätte, dass er die Kosten der Kopien hätte tragen
müssen; doch die nationalen Gerichte waren zu dem
Ergebnis gekommen, dass eine solche Aufforderung
nicht als Vollzug einer gerichtlichen Entscheidung, In-
formationen öffentlicher Natur offenzulegen, betrach-
tet werden könne. Der Gerichtshof gelangte zu der
Überzeugung, dass der Nicht-Vollzug der endgültigen
gerichtlichen Entscheidungen, Herrn Roşiianu öffentli-
che Informationen auszuhändigen, dessen Recht auf
einen wirksamen Zugang zu einem Gericht verletzt
und einen Verstoß gegen Art. 6 Abs. 1 EMRK darstellt.

Hinsichtlich der Beschwerde nach Art. 10 stellt der Ge-
richtshof fest, dass Herr Roşiianu im Begriff war, auf
legitime Art und Weise Informationen über Belange
von öffentlichem Interesse - hier: die Tätigkeiten der
Stadtverwaltung von Baia Mare - zu sammeln. Der Ge-
richtshof machte nochmals deutlich, dass hinsichtlich
der durch Art. 10 geschützten Interessen keine will-
kürlichen gesetzlichen Einschränkungen zulässig sind,
die zu einer Art mittelbaren Zensur führen, wenn öf-
fentliche Stellen Hindernisse für das Sammeln von In-
formationen errichten. Das Sammeln von Informatio-
nen stelle in der Tat im Journalismus eine wichtige
Phase der Vorbereitung dar und sei ein grundsätzlich
fester, zu schützender Bestandteil der Pressefreiheit.
Da der Journalist die Absicht hatte, die fraglichen In-
formationen öffentlich zu machen - und damit zu einer
öffentlichen Debatte über gute öffentliche Verwaltung
beizutragen - wurde er in seinem Recht, die Informa-
tionen weiterzugeben, eindeutig beeinträchtigt. Der
Gerichtshof kommt zu dem Ergebnis, dass die fragli-
chen gerichtlichen Entscheidungen nicht angemessen
vollzogen worden sind. Weiter stellt er fest, dass auf
den komplexen Charakter der angefragten Informa-
tionen und die umfangreichen Arbeiten, die notwen-
dig sind, um die gewünschten Unterlagen herauszu-
suchen oder zusammenzustellen, nur Bezug genom-
men werden könne, um darauf hinzuweisen, dass es
nicht möglich ist, die Informationen schnell bereitzu-
stellen; aufgrund dieses Sachverhalts den Zugang zu
den verlangten Dokumenten zu verweigern, sei nicht
ausreichend und nicht angemessen. Zusammenfas-
send kam der Gerichtshof zu dem Ergebnis, dass die
rumänischen Behörden keine Nachweise erbracht ha-
ben, nach denen die Beeinträchtigung des Rechts von
Herrn Roşiianu auf gesetzlichen Bestimmungen be-
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ruht bzw. mit der Beeinträchtigung ein oder mehre-
re legitime Ziele verfolgt werden sollten - damit liegt
eine Verletzung von Art. 10 EMRK vor. Der Gerichts-
hof entschied, dass Rumänien dem Beschwerdeführer
EUR 4.000 als Entschädigung für seinen immateriel-
len Schaden und EUR 4.000 für Kosten und Auslagen
zu zahlen hat.

• Arrêt de la Cour européenne des droits de l’homme (troisième sec-
tion), affaire Roşiianu c. Roumanie, requête n◦ 27329/06 du 24 juin
2014 (Urteil des EGMR (Dritte Sektion), Rechtssache Roşiianu gegen
Rumänien, Beschwerde Nr. 27329/06 vom 24. Juni 2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17158 FR

Dirk Voorhoof
Universität Gent (Belgien) & Universität Kopenhagen

(Dänemark) & Mitglied der flämischen
Medienregulierungsbehörde

Ministerkomitee: Leitfaden zu Menschen-
rechten für Internetnutzer

Am 16. April 2014 hat das Ministerkomitee des Eu-
roparats eine Empfehlung CM/Rec(2014)6 an die Mit-
gliedstaaten verabschiedet, die einen Leitfaden zu
Menschenrechten für Internetnutzer (im Folgenden
„der Leitfaden“) enthält. Zu den Ausgangsprämis-
sen der Empfehlung gehören: (i) Menschenrechtsstan-
dards, wie sie vom Europarat ausgearbeitet wurden,
müssen auch für das Internet gelten, und (ii) beim
Schutz der Menschenrechte haben die Staaten auch
die Pflicht, „die Aufsicht über private Unternehmen
auszuüben.“ Die Empfehlung betont, dass die „Men-
schenrechte universal und unteilbar sind, und dass
die damit verbundenen Standards Vorrang haben ge-
genüber den allgemeinen Geschäftsbedingungen, die
Akteure des privaten Sektors für Internetnutzer fest-
legen.“

Bei der Empfehlung geht es in erster Linie darum, „si-
cherzustellen, dass bestehende Menschenrechte und
Grundrechte sowohl in traditionellen Medien als auch
im Internet gelten”. Die Staaten werden aufgefordert,
bei den betreffenden Akteuren „aktiv“ für den Leitfa-
den „zu werben“, „Einschränkungen” von Menschen-
rechten im Internet “zu überwachen, regelmäßig zu
prüfen und aufzuheben”; sicherzustellen, dass Intern-
etnutzer über wirksame Rechtsbehelfe gegen die Ver-
letzung ihre Rechte verfügen, und den privaten Sektor
zu ermutigen, „einen echten Dialog mit den betreffen-
den staatlichen Behörden und der Zivilgesellschaft im
Rahmen der Wahrnehmung ihrer sozialen Verantwor-
tung” zu führen.

Der Leitfaden wendet sich - und das ist ungewöhnlich
- direkt an „Sie, den Internetnutzer”. So soll der Leit-
faden dem Internetnutzer als ein Instrument dienen,
um ihn „über seine Menschenrechte im Internet zu in-
formieren, über mögliche Einschränkungen und über

vorhandene Rechtsmittel gegen solche Einschränkun-
gen.“ Er fasst bestehende Europarat-Standards zu-
sammen und erläutert sie - er führt keine neuen ein.

Themen des Leitfadens sind unter anderem: Zugang
zum Internet und Nichtdiskriminierung; freie Mei-
nungsäußerung und Information, Versammlungs- und
Vereinigungsfreiheit und das Recht auf Mitwirkung,
das Recht auf Privatsphäre und Datenschutz; Bildung
und Alphabetisierung, Kinder und Jugendliche, wirk-
same Rechtsbehelfe. Dabei werden die besonderen
Aspekte jedes einzelnen Themas im Zusammenhang
mit dem Internet erörtert. Besondere Aufmerksamkeit
wird der Rolle staatlicher Behörden und privater Un-
ternehmen im Zusammenhang mit der Einhaltung der
Menschenrechte und der Bereitstellung von Rechtsbe-
helfen bei Verstößen gegen die Menschenrechte ge-
widmet.

Die Unterscheidung zwischen diesen Rollen ist von
besonderer Bedeutung im Hinblick auf wirksame
Rechtsbehelfe, da diese „direkt von Internetan-
bietern, staatlichen Behörden und/oder nationalen
Menschenrechtsorganisationen zur Verfügung gestellt
werden können.“ Dazu können laut Leitfaden „je
nach dem betreffenden Verstoß Untersuchungen, Er-
klärungen, Stellungnahmen, Richtigstellungen, Ent-
schuldigungen, Wiedereinsetzung, Wiederverbindung
und Ausgleich zählen”. Informationen über Rechte
und Rechtsbehelfe gegen Verstöße sollten von unter-
schiedlichen Parteien zur Verfügung gestellt werden.
Die Information sollte zugänglich sein und klarstellen,
„wie man bei Verstößen vorgehen kann“.

• Empfehlung CM/Rec(2014)6 des Ministerkomitees an die Mitglied-
staaten zu einem Leitfaden für Menschenrechte für Internetnutzer,
16. April 2014
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17190 DE EN FR

Tarlach McGonagle
Institut für Informationsrecht (IViR), Universität

Amsterdam

EUROPÄISCHE UNION

Gerichtshof der Europäischen Union: Fi-
nanzierungssystem für nationale öffentlich-
rechtliche Rundfunkanstalt Spaniens bestä-
tigt

In seinem Urteil vom 11. Juli 2014 hat der Gerichts-
hof der Europäischen Union das derzeitige System
zur Finanzierung der spanischen öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalt Corporación de Radio y Television Es-
panola (RTVE) als rechtskonform bestätigt. Der Ge-
richtshof hatte insbesondere die durch das Gesetz Nr.
8 von 2009 eingeführten Finanzierungsmaßnahmen
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zu prüfen. Das Gesetz von 2009 ändert die ursprüng-
lich in dem - weiterhin gültigen - Gesetz Nr. 17 von
2006 verankerte Regelung, die den generellen Rah-
men für die Bereitstellung des nationalen öffentlich-
rechtlichen Rundfunks in Spanien festlegt.

Die wichtigsten und bedeutsamsten Neuerungen sind
die Abschaffung von kommerzieller Werbung und
Sponsoring als Einkommensquellen der RTVE sowie
die Einführung drei neuer fiskalischer Maßnahmen
zum Ausgleich der Einbußen. Die drei neuen fiskali-
schen Maßnahmen umfassen: a) eine 3%-Abgabe auf
das Jahreseinkommen von Anbietern frei empfangba-
rer Fernsehprogramme - für Pay-TV-Dienste gilt der
verringerte Satz von 1,5% -, b) eine 0,9%-Abgabe
auf das Jahreseinkommen der Betreiber elektroni-
scher Kommunikationsdienste und c) die Zuweisung
von 80% der Einnahmen aus der bereits erhobenen
Gebühr für die Nutzung des Rundfunkfrequenzspek-
trums. Im Juni 2010 erklärte die Kommission die Maß-
nahmen für Binnenmarkt konform, was durch die Ent-
scheidung des Gerichtshofs bestätigt wurde.

Besonders problematisch ist allerdings die zweite Fi-
nanzierungsmaßnahme, da die Kommission Spanien
im März 2010 aufgefordert hatte, diese Maßnahme
aufgrund ihrer Unvereinbarkeit mit der Richtlinie vom
7. März 2002 über die Genehmigung elektronischer
Kommunikationsnetze und -dienste (Genehmigungs-
richtlinie) aufzuheben. Im vorliegenden Fall prüften
die Kommission und der Gerichtshof indessen ledig-
lich die Vereinbarkeit der besagten Maßnahmen mit
dem Binnenmarkt nach Artikel 106 Absatz 2 des Ver-
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union,
d.h. unbeschadet der oben genannten Unvereinbar-
keit.

Innerhalb dieses spezifischen Prüfungsumfangs ge-
nehmigt der Gerichtshof die Änderungen im Finan-
zierungssystem der RTVE mit der Maßgabe, dass da-
mit keine Neuregelung eingeführt werde, die mit der
ursprünglich durch das Gesetz von 2006 geschaffe-
nen Regelung nichts mehr gemein hätte. Wie der Ge-
richtshof betonte, gilt der Grundsatz trotz der neuen
Maßnahmen auch weiterhin, dass die Mittelzuweisun-
gen für die RTVE zur Vermeidung von Überkompen-
sation auf der Grundlage der bei der Bereitstellung
des öffentlichen Dienstes anfallenden Nettokosten be-
messen werden müssen. Die 2009 eingeführten Fis-
kalmaßnahmen ändern laut Gericht nichts an diesem
Grundsatz, da sich die Höhe der Mittelzuweisungen
nicht nach dem generierten Steueraufkommen rich-
te, sondern weiterhin nach den oben genannten Re-
geln berechnet werde. Der Gesetzgeber führt zudem
zwei zusätzliche Sicherheitsbestimmungen ein: a) die
absolute und unumgängliche Deckelung des Jahres-
einkommens der RTVE auf 1.200 Millionen Euro und
b) die Vorschrift, dass die Regierung nur dann die
zur vollständigen Kostendeckung erforderlichen Zu-
satzmittel bereitstellen darf - im Rahmen der in a)
aufgeführten Obergrenze, wenn das generierte Steu-
eraufkommen die bei der Bereitstellung des Dienstes
anfallenden Nettokosten nicht deckt..

Auf jeden Fall ist die vorliegende Entscheidung von
maßgeblicher Bedeutung, denn sie bringt eine hei-
kle, politisch wie wirtschaftlich folgenschwere und
für die Existenzfähigkeit des spanischen öffentlich-
rechtlichen Rundfunks seit Jahren gefährliche Kontro-
verse endlich zum Abschluss.

• Arrêt du Tribunal (troisième chambre), Telefónica de España, SA et
Telefónica Móviles España, SA c. Commission européenne, Affaire T-
151/1, 11 juillet 2014 (Urteil des Gerichts (3. Kammer) in der Rechts-
sache Telefónica de España, SA und Telefónica Móviles España, SA g.
Europäische Kommission, Rechtssache T-151/1, 11. Juli 2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17155 FR ES

Joan Barata Mir
Central European University

Gerichtshof der Europäischen Union: Spani-
sche Gelder für „Ciudad de la Luz“ sind staat-
liche Beihilfen

Am 3. Juli 2014 hat das Gericht der Europäischen Uni-
on (EuG) bestätigt, dass der Beschluss der Regierung
der spanischen Region Valencia (Comunitat Valencia-
na), mehrfach Kapital in das Projekt „Ciudad de la Luz“
(Stadt des Lichts) zu investieren, mit dem EU-Recht
unvereinbar sei. Das Projekt sieht u. a. den Bau und
Betrieb neuer Filmstudios und einer Filmhochschule
in der Nähe der Stadt Alicante vor. Das Gericht be-
stätigte die Entscheidung der EU-Kommission von Mai
2012, die die Maßnahmen als staatliche Beihilfe nach
Artikel 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Eu-
ropäischen Union und daher als unvereinbar mit dem
Binnenmarkt erachtet hatte.

Das Gericht befand, die Kommission habe das We-
sen der zu prüfenden Investitionen unter ordnungsge-
mäßer Anwendung des einschlägigen Kriteriums des
marktwirtschaftlich handelnden Kapitalgebers richtig
eingeschätzt. Wie auch die Kommission kommt das
Gericht zu dem Schluss, die nationalen Stellen hät-
ten keinen ausreichenden Nachweis erbracht, dass
ein überlegt handelnder privater Kapitalgeber derar-
tige Investitionen getätigt hätte.

Der interessanteste Aspekt der Entscheidung betrifft
die Anwendbarkeit der in Artikel 107 Absatz 3 (d)
des Vertrags vorgesehenen Ausnahmeregelung, nach
der Beihilfen zur Förderung der Kultur und der Erhal-
tung des kulturellen Erbes zulässig sind, soweit sie die
Handels- und Wettbewerbsbedingungen in der Union
nicht in einem Maß beeinträchtigen, das dem gemein-
samen Interesse zuwiderläuft.

Das EuG bestätigt, die spanischen Behörden hätten
den kulturellen Charakter der Tätigkeiten der „Ciudad
de la Luz“ nicht überzeugend belegen können; dem-
gegenüber hatte die Kommission diese Aktivitäten als
rein kommerziell bezeichnet. Diesbezüglich sieht es
das Gericht als eindeutig erwiesen an, dass das - von
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den spanischen Behörden auch als solches klar de-
klarierte - Anliegen des Projekts darin bestehe, mit
großen internationalen Filmstudios in einem bereits
bestehenden und stark umkämpften Markt zu kon-
kurrieren. Zudem seien die spanischen Behörden au-
ßerstande, ein Marktversagen zu benennen oder zu
identifizieren, das durch das besagte Projekt - insbe-
sondere mit Blick auf die lokale Filmproduktion in Va-
lencia - behoben würde. Ebenso wenig könnten sie
eine Analyse vorlegen, die die in solch einem Falle
nach den Grundsätzen der Notwendigkeit, Verhältnis-
mäßigkeit und Angemessenheit letztlich am besten
geeignete Maßnahme aufzeige. Das Gericht betonte
ferner, die spanischen Behörden hätten nicht nach-
weisen können, dass die von den Studios produzier-
ten Filme und sonstigen audiovisuellen Erzeugnisse
einschließlich Werbefilme etwaigen vorab festgeleg-
ten kulturellen Kriterien oder Anforderungen genüg-
ten, und sah darin die Unmöglichkeit der Anwendbar-
keit der kulturellen Ausnahme bestätigt.

• Arrêt du Tribunal (septième chambre), Royaume d’Espagne, Ciu-
dad de la Luz, SAU et Sociedad Proyectos Temáticos de la Comunidad
Valenciana, SAU contre Commission européenne, Affaires jointes T-
319/12 et T-321/12, 3 juillet 2014 (Urteil des Gerichts (7. Kammer),
Königreich Spanien, Ciudad de la Luz, SAU and Sociedad Proyectos
Temáticos de la Comunidad Valenciana, SAU, g. Europäische Kommis-
sion, verbundene Rechtssachen T-319/12 und T-321/12, 3. Juli 2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17152 FR ES

Joan Barata Mir
Central European University

Rat der EU: Menschenrechtsrichtlinien zum
Schutz der Meinungsfreiheit in den traditio-
nellen Medien und im Internet

Am 12. Mai 2014 hat der Rat der Europäischen (EU)
die Richtlinien der EU zum Schutz der Meinungs-
freiheit in den traditionellen Medien und im Inter-
net verabschiedet. Da die EU nur über einen be-
grenzten Katalog eigener Standards zur Meinungs-
freiheit verfügt, geht es bei den Richtlinien vor al-
lem darum, „die internationalen Menschenrechtsstan-
dards für die Meinungsfreiheit zu erläutern.“ Ein wei-
teres wichtiges Ziel ist, „politische und operationel-
le Richtlinien für Beamte der EU-Institutionen und der
EU-Mitgliedstaaten für ihre Arbeit in Drittländern und
in multilateralen Foren ebenso wie in Kontakten mit
internationalen Organisationen, der Zivilgesellschaft
und anderen Interessenvertretern zur Verfügung zu
stellen.“ Die Richtlinien sollen auch EU-Mitarbeitern
helfen, potenzielle Verstöße gegen die Meinungsfrei-
heit und gegen das Recht auf freie Meinungsäußerung
zu verhindern.

Angesichts dieser zentralen Ziele geht es bei den
Richtlinien nicht darum, neue Standards einzuführen,
sondern vorhandene Standards auf das Internet an-
zuwenden und zu erläutern, wie diese als Grund-

lage für Maßnahmen der EU einschließlich der EU-
Außenbeziehungen genutzt werden könnten.

In den Richtlinien werden folgende „vorrangige Berei-
che” herausgestellt:

1. Bekämpfung von Gewalt, Verfolgung, Belästigung
und Einschüchterung von Personen, einschließlich
Journalisten und anderen Medienakteuren, die in tra-
ditionellen Medien und im Internet ihr Recht auf freie
Meinungsäußerung wahrnehmen, und Bekämpfung
der Straffreiheit solcher Straftaten;

2. Förderung von Gesetzen und Praktiken zum Schutz
der Meinungsfreiheit und der freien Meinungsäuße-
rung;

3. Förderung der Freiheit und des Pluralismus der Me-
dien und Sensibilisierung der Behörden für die Risiken
ungerechtfertigter Eingriffe in die objektive/kritische
Berichterstattung;

4. Förderung und Einhaltung der Menschenrechte im
Cyberspace und in anderen Informations- und Kom-
munikationstechnologien;

5. Förderung bewährter Praktiken durch die Unterneh-
men;

6. Förderung von Gesetzesänderungen und Praktiken
zur Intensivierung des Datenschutzes und der Privat-
sphäre in traditionellen Medien und im Internet.

Zu jedem dieser Bereiche gibt es einen einführenden
Abschnitt mit Erläuterungen, gefolgt von einer Liste
von Maßnahmen, die von der EU getroffen werden sol-
len, um Fortschritte im Zusammenhang mit der be-
treffenden Priorität zu erzielen. Im Rahmen der Richt-
linien verpflichtet sich die EU, „sämtliche politischen
und externen finanziellen Instrumente zu nutzen, um
den Schutz der Meinungsfreiheit und die freie Mei-
nungsäußerung weiter voranzubringen.“ Die Richtli-
nien führen einen umfassenden Katalog von „Instru-
menten“ für diesen Zweck auf:

- politische Dialoge und hochrangige Besuche;

- Überwachung, Prüfung und Berichterstattung über
die freie Meinungsäußerung;

- öffentliche Erklärungen und Maßnahmen;

- Finanzinstrumente;

- diplomatische Schritte auf multilateralen Foren;

- Medienfreiheit und Pluralismus in der EU-
Erweiterungspolitik;

- Förderung des Europarats und der OSZE in diesem
Bereich;

- Handelsmaßnahmen;

- Ausbildung und fachlicher Austausch;
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- Kapazitätsaufbau.

Die Richtlinien enthalten auch ein Kapitel über die
Umsetzung und Bewertung.

Dieser Artikel kann nur einen allgemeinen Eindruck
von den zentralen Aspekten der Richtlinien vermit-
teln. Da es bei den Richtlinien vor allem darum geht,
EU-Beamte über Fragen der freien Meinungsäußerung
im Internet zu informieren, sind der wesentliche Teil
der Richtlinien und die Anhänge sehr ausführlich und
praxisorientiert.

Die Richtlinien sind Teil der Reihe vergleichbarer EU-
Richtlinien zu anderen Menschenrechten, z.B. den
Rechten von Kindern; Gewalt gegen Frauen und Mäd-
chen und Bekämpfung aller Formen der Diskriminie-
rung von Frauen; Menschenrechtsaktivisten; Folter
und Todesstrafe; Menschenrechte von Lesben, Schwu-
len, Bisexuellen und Transsexuellen und dem Recht
auf Religions- oder Glaubensfreiheit.

• Council of the European Union, EU Guidelines on Freedom of Expres-
sion Online and Offline, 12 May 2014 (Rat der Europäischen Union,
EU-Richtlinien zur freien Meinungsäußerung in traditionellen Medien
und im Internet)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17168 EN

Tarlach McGonagle
Institut für Informationsrecht (IViR), Universität

Amsterdam

UNO

Vereinte Nationen: Menschenrechtsrat for-
dert bessere Absicherung des Internets
durch die Mitgliedsstaaten gefordert

Im Anschluss an die Sitzung der Interessengruppen
am 23. und 24. April 2014 in Sao Paulo, Brasilien,
hat der UN-Menschenrechtsrat am 20. Juni 2014 ei-
ne Resolution verabschiedet. welche von Brasilien, Tu-
nesien, Nigeria, Türkei, Schweden und den USA ein-
gebracht wurde. Darin wird die Staatengemeinschaft
dazu aufgerufen, die Bemühungen zur Absicherung
des Internets im Hinblick auf Artikel 19 der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte zu verstär-
ken. Hintergrund der Resolution ist die Sorge des UN-
Menschenrechtsrates anlässlich der NSA-Affäre um
den Schutz von Grundrechten wie Meinungsfreiheit
oder Datenschutz im Internet. Die neue Resolution
baut auf einer Erklärung von 2012 auf, in der der
UN-Menschenrechtsrat betonte, dass die Bürgerrech-
te „online“ genauso zu schützen sind wie „offline“.
Da heutzutage viele audiovisuelle Mediendienste über
das Internet verbreitet werden, ist eine bessere Ab-
sicherung des Internets auch für den audiovisuellen
Sektor von Bedeutung.

Leitmotiv der neuen Resolution ist der Gedanke, dass
Menschenrechte, die „offline“ - das heißt im realen Le-
ben - garantiert sind, auch im Internet, also „online“,
gewährleistet sein müssen.

Der UN-Menschenrechtsrat hält fest, dass die Aus-
übung der Menschenrechte im Internet besonderes
Augenmerk erfordert, da aufgrund der rasanten tech-
nischen Entwicklung weltweit Menschen dazu befä-
higt sind, diese Technologie zu nutzen. Das Internet
als treibende Kraft für ökonomischen, sozialen und
kulturellen Fortschritt ist in besonderem Maße in Ein-
klang mit den Menschenrechten zu bringen, um der
globalen und offenen Eigenschaft dieses Mediums ge-
recht zu werden.

Deswegen ist es wichtig, so der UN-
Menschenrechtsrat, dass das Vertrauen in das
Internet - gerade auch motiviert durch die NSA-Affäre
- bezüglich der Menschenrechte gestärkt wird, um
dessen Potenzial zur Entwicklung und Innovation rea-
lisieren zu können. Dies gilt insbesondere im Hinblick
darauf, dass das Internet ein Medium ist, welches das
Recht auf Bildung in erhöhtem Maße möglich macht.

Um diese Ziele zu verwirklichen, werden die Staaten
dazu aufgefordert, den Zugang zum Internet problem-
los zu gestalten. Durch Aufstellung sicherheitstechni-
scher Maßnahmen und klarer Kompetenzzuweisungen
haben sie ferner dafür Sorge zu tragen, dass die Men-
schenrechte auch „online“ effektiv gewährleistet wer-
den. In transparenten Verfahren unter Beteiligung al-
ler Interessenvertreter müssen nach Ansicht des UN-
Menschenrechtsrates netzpolitische Grundsätze auf-
gestellt werden, die das Internet absichern und Ziele
wie den universellen Zugang für jedermann sowie die
Erfüllung von Menschenrechten im Cyberspace in den
Vordergrund rücken.

• UN Human Rights Council resolution, 20 June 2014 (Resolution des
UN-Menschenrechtsrates vom 20. Juni 2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17177 EN

Katrin Welker
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR),

Saarbrücken/ Brüssel

Vereinte Nationen: Italien-Mission des UN-
Sonderberichterstatters für das Recht auf
Meinungsfreiheit und freie Meinungsäuße-
rung

Im November 2013 hat der UN-Sonderberichterstatter
für das Recht auf Meinungsfreiheit und freie Mei-
nungsäußerung, Frank La Rue, Italien einen offiziel-
len Besuch abgestattet und am 29. April 2014 seinen
Bericht vorgelegt. Erwartungsgemäß bescheinigt der
UN-Sonderberichterstatter Italien, das Recht auf Mei-
nungsfreiheit und freie Meinungsäußerung zu schüt-
zen und mit seinem Rechtsrahmen die einschlägigen
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internationalen Standards zu erfüllen. Zugleich ver-
weist der Sonderberichterstatter jedoch auf gewis-
se Mängel und empfiehlt diesbezüglich die Einleitung
von Maßnahmen.

Obwohl die Entschließung 1577 (2007) der Parla-
mentarischen Versammlung des Europarats die Ent-
kriminalisierung von Verleumdung empfiehlt, gelten
Beleidigung und Verunglimpfung in Italien weiterhin
als Straftatbestände. Das italienische Parlament prüft
derzeit einen zur Verabschiedung vorliegenden Ge-
setzentwurf, demzufolge Verleumdung künftig nicht
mehr mit Freiheitsentzug geahndet werden soll. Der
UN-Sonderberichterstatter empfiehlt jedoch, Verleum-
dung gänzlich zu entkriminalisieren und den Tatbe-
stand vom Strafrecht ins Zivilrecht zu überführen.

Zudem solle das Parlament Artikel 341 bis des
italienischen Strafgesetzbuchs aufheben, der die
Beschimpfung öffentlicher Beamter in Gegenwart
anderer Menschen unter Strafe stellt. Der UN-
Sonderberichterstatter sieht in der Kritik an öffentli-
chen Beamten einen unverzichtbaren Bestandteil der
Demokratie; daher sollten öffentliche Beamte, deren
Funktion in der Öffentlichkeit debattiert werde, keinen
stärkeren Schutz vor Kritik und Beschimpfung genie-
ßen als andere Bürger.

Der UN-Sonderberichterstatter mahnt die Regierung
eindringlich, die Vielfalt und den Pluralismus der Me-
dien durch die Verhinderung von Kapitalverflechtun-
gen zwischen Print- und Rundfunkmedien zu fördern
und zu schützen. In diesem Zusammenhang äußert
Frank La Rue sein Bedauern über eine Gesetzesän-
derung von 2012, die das zuvor für Rundfunkveran-
stalter mit mehr als einem nationalen Kanal geltende
Verbot, Anteile an Zeitungsverlagen zu besitzen oder
zu erwerben, aufhebt. Die Offenlegung von Informa-
tionen über Eigentum, Einflussnahmen und Einkom-
mensquellen von Medienunternehmen könne helfen,
Monopolbildungen, Kapitalverflechtungen und illegale
Medienkonzentrationen zu verhindern; zudem könn-
ten die Menschen die Position der verschiedenen Me-
diengruppen dadurch besser einschätzen.

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk könne, so der UN-
Sonderberichterstatter, erheblich zur Stärkung des
Medienpluralismus beitragen. In diesem Zusammen-
hang verweist er jedoch darauf, dass sechs der neun
Vorstandsmitglieder der RAI (öffentlich-rechtlicher
Rundfunk Italiens) von der Regierungskoalition im
Parlament ernannt und zwei (darunter der Vorsit-
zende) von der Regierung berufen würden. Der UN-
Sonderberichterstatter plädiert dafür, die RAI unter
die Aufsicht eines unabhängigen Gremiums zu stel-
len; zudem sollten Maßnahmen ergriffen werden, die
die politische Einmischung in die Verwaltung der RAI
und deren redaktionelle Entscheidungen verhindern.

Der UN-Sonderberichterstatter kritisiert außerdem
das gegenwärtige System zur Berufung der Vor-
standsmitglieder der Italienischen Kommunikations-
behörde (AGCOM). Die Auswahlkriterien für die Mit-
gliedschaft im AGCOM-Vorstand sowie die Informatio-

nen über Qualifikationen und beruflichen Hintergrund
der Bewerber sollten veröffentlicht und öffentlich zu-
gänglich gemacht werden, auch im Internet. In die en-
gere Wahl fallende Bewerber sollten zu einer öffent-
lichen parlamentarischen Anhörung geladen werden;
die endgültige Entscheidung sollte Gegenstand einer
öffentlichen Abstimmung sein.

Der UN-Sonderberichterstatter vertritt ferner die Auf-
fassung, dass Vorschriften, die die Verfassungsrech-
te und insbesondere die Meinungsfreiheit berüh-
ren, durch das Parlament gebilligt werden sollten.
Er kritisiert, dass die AGCOM auf der Grundlage
einer vom Parlament verabschiedeten Pauschalge-
setzgebung Verordnungen erlassen darf. Der UN-
Sonderberichterstatter nimmt insbesondere Stellung
zur neuen AGCOM-Verordnung zum Schutz des Urhe-
berrechts im Internet (siehe IRIS 2014-3/31). Die Auf-
stellung von Normen zum Schutz des geistigen Eigen-
tums sollte im ausschließlichen Zuständigkeitsbereich
des Parlaments liegen; obgleich die AGCOM gesetzlich
ermächtigt sei, Internet-Inhalte gewissen Auflagen zu
unterstellen, sollte die Entfernung von Online-Inhalten
stets im Einzelfall gerichtlich entschieden werden -
mit der Maßgabe, dass Zwischenanbieter niemals für
Inhalte haftbar gemacht werden.

Mit Sorge verweist der UN-Sonderberichterstatter auf
die wiederholte Bedrohung und Einschüchterung von
Journalisten sowie die Verschlechterung der journa-
listischen Arbeitsbedingungen (so die Zunahme in-
formeller Arbeitsverhältnisse durch Freiberuflerverträ-
ge und die damit einhergehende geringe Vergütung),
was die Lage der Journalisten weiter schwächen und
ihre Unabhängigkeit beeinträchtigen könne.

Frank La Rue rät außerdem, Regierungsmitgliedern
und gewählten Amtsträgern den Besitz von Anteilen
an Medien zu verbieten. Ein umfassendes Gesetz zu
erlassen, das öffentliche Einrichtungen verpflichtet,
einen möglichst uneingeschränkten Zugang zu Infor-
mationen zu gewährleisten. Weiters sollte ein Gesetz
zur Ahndung von Hassreden und diskriminierenden
Äußerungen gegenüber Lesben, Schwulen, Bisexuel-
len und Transgender-Personen sowie frauenfeindlicher
Parolen und die Anstiftung zu Gewalt gegen Frauen
und Menschen mit Behinderung verabschiedet wer-
den.

Abschließend wiederholt Frank La Rue die 2004 von
seinem Vorgänger ausgesprochenen Empfehlungen,
das italienische Parlament solle eine nationale Insti-
tution für Menschenrechte schaffen.

In ihrer Antwort auf den Bericht betonte die italieni-
sche Regierung (1) dass gegen Verleumdung nur be-
grenzt strafrechtlich vorgegangen werde (allerdings
ohne die gänzliche Entkriminalisierung in Aussicht zu
stellen); sie verwies (2) darauf, dass Vereinbarun-
gen über die Verflechtung von Medienbeteiligungen
die Entwicklung des Rundfunksektors fördern können,
und kündigte (3) ein Maßnahmenpaket an, das Jour-
nalisten eine angemessene Bezahlung gewährleisten
soll.
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• Report of the Special Rapporteur on the promotion and protection of
the right to freedom of opinion and expression, Mr. Frank La Rue - Ad-
dendum - Mission to Italy from 11 to 18 November 2013 (Bericht des
UN-Sonderberichterstatters für das Recht auf Meinungsfreiheit und
freie Meinungsäußerung, Herrn Frank La Rue - Zusatz - Mission in Ita-
lien vom 11.-18. November 2013)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17153 EN
• Report of the Special Rapporteur on the promotion and protection
of the right to freedom of opinion and expression, Mr. Frank La Rue -
Addendum - Mission to Italy: comments by the State on the report of
the Special Rapporteur (Bericht des UN-Sonderberichterstatters für
das Recht auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung, Herrn
Frank La Rue - Zusatz - Mission in Italien: Anmerkungen des Staats
zum Bericht des Sonderberichterstatters)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17154 EN

Ernesto Apa
Portolano Cavallo Studio Legale

UNESCO

UNESCO: Teilnehmer des ersten Europäi-
schen MIL-Forums verabschieden in Paris ei-
ne Erklärung zur Medien- und Informations-
kompetenz im digitalen Zeitalter

Am 27. und 28. Mai 2014 fand in der UNESCO-Zentrale
in Paris das erste europäische Forum zu Medien- und
Informationskompetenz (European Media and Infor-
mation Literacy, MIL) statt, bei dem die Pariser Erklä-
rung verabschiedet wurde. Im Rahmen der Global Al-
liance for Partnerships on Media and Information Li-
teracy (GAPMIL) wurde die endgültige Fassung der Er-
klärung am 21. Juli 2014 angenommen. Die Pariser Er-
klärung ruft dazu auf, die für das digitale Umfeld des
21. Jahrhunderts notwendigen Medien-und Informa-
tionskompetenzen in den Mittelpunkt zu stellen und
diese durch eine Zusammenarbeit sämtlicher Betei-
ligter bei allen Bürgern wirksam zu fördern.

Im Zuge technologischer Entwicklungen entstehen
immer mehr (Online-) Informationen und Inhalte, die
über die Medien verbreitet werden. Es gibt neue Her-
ausforderungen, z.B. in Form einer Überflutung mit In-
formationen sowie ethische Fragestellungen. Die digi-
tale Konvergenz von Medien, Informationen und Bil-
dung verlangt nach neuen Fertigkeiten und Kompe-
tenzen wie kritisches Denken und Kreativität sowie
Nutzung von Medien und Informationen nach ethi-
schen Grundsätzen. Die Konzentration auf reine IT-
Kompetenzen und Fertigkeiten am Computer ist nicht
ausreichend, da Medien- und Informationskompeten-
zen einerseits und technologische Kompetenzen an-
dererseits bei der Verwendung von Medien und Infor-
mationen in unterschiedlichen Kontexten komplemen-
tär sind. Im digitalen Zeitalter müssen die Medien-
und Informationskompetenzen als Teil eines größeren
Kontexts betrachtet werden.

Die Pariser Erklärung enthält 10 Empfehlungen an
die UNESCO, die Europäische Kommission und die

verschiedenen Interessengruppen. In der Erklärung
wird erneut auf die Bedeutung der Medien- und In-
formationskompetenz verwiesen, die es Einzelperso-
nen ermöglicht, sich im digitalen Zeitalter zurecht-
zufinden und am gesellschaftlichen Leben teilzuha-
ben. Die Empfehlungen unterstreichen, wie wichtig
ein breit angelegter Kontext hinsichtlich Medien- und
Informationskompetenz und die Förderung der Men-
schenrechte, der Sicherheit bei der Verwendung von
Informationen, Medien und Technologie für das öf-
fentliche Interesse sind. In den Empfehlungen wer-
den die Beteiligten zur Zusammenarbeit ermutigt,
wenn es um politische und strategische Aspekte der
Medien- und Informationskompetenz geht. Öffentlich-
rechtliche Medien und Regierungen werden angehal-
ten, ihre Anstrengungen zu verstärken und sich auf
Medien- und Informationskompetenzen zu konzentrie-
ren, wobei Menschen mit speziellen Bedürfnissen, in-
digene Gruppen und andere unterversorgte Gruppen
besondere Aufmerksamkeit verdienen.

Die politische und praktische Umsetzung dieser Emp-
fehlungen durch die jeweiligen Stellen soll gewährlei-
sten, dass alle Bürger im 21. Jahrhundert im Hinblick
auf Medien und Information gleiche Chancen haben.

• Paris Declaration on Media and Information Literacy in the Digital
Era (Pariser Erklärung zu Medien- und Informationskompetenz im di-
gitalen Zeitalter)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17156 EN

Anne Goubitz
Institut für Informationsrecht (IViR), Universität

Amsterdam

LÄNDER

BG-Bulgarien

Antrag auf Beendigung von Lizenzen für ter-
restrische Ausstrahlung zweier Spartenpro-
gramme

Am 20. Mai 2014 beschloss der Rat für elektroni-
sche Medien, die Lizenzen für die Verbreitung zwei-
er audiovisueller Mediendienste zu beenden. Zum
einen betraf diese Entscheidung den audiovisuel-
len Mediendienst „bTV Lady+1“ mit Sonderprofil (an
ein weibliches Publikum gerichtet), zum anderen den
audiovisuellen Mediendienst „440430435423.421423+1“
(RING.BG+1) mit Sonderprofil (im Bereich Sport und
Unterhaltung), die jeweils landesweit ausgestrahlt
wurden und zur Verbreitung über terrestrische Digi-
talnetze gestaltet waren.

Beide Anträge der „bTV Media Group“ zur Beendi-
gung der Lizenzen gingen am 7. März 2014 beim Rat
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für elektronische Medien ein. Der Grund für die An-
träge auf Lizenzbeendigung liegt in einer Geschäfts-
entscheidung des Unternehmens, nach der die terre-
strische Ausstrahlung von Spartenprogrammen (be-
grenztes Zielpublikum) finanziell unrentabel ist. Unter
wirtschaftlichen Gesichtspunkten sind die Gebühren
für terrestrische Frequenzen sehr kostspielig. Daher
werden diese Spartenprogramme nur noch über Ka-
bel und Satellit weiter ausgestrahlt.

Die Regulierungsbehörde zögerte und erörterte die
Frage mehrfach auf ihren Sitzungen am 25. März, am
1., 8., 15. und 24. April 2014. Die „bTV Media Group“
leitete daraufhin ein Rechtsverfahren gegen die still-
schweigende Ablehnung des Verwaltungsorgans ein.
Nach Artikel 121 Abs. 1 Ziff. 4 des Hörfunk- und Fern-
sehgesetzes kann eine Lizenz auf Antrag des Lizenzin-
habers vorzeitig beendet werden. Diese Bestimmung
bildet die rechtliche Grundlage für die Lizenzbeendi-
gung durch den Rat für elektronische Medien.

• Ðåøåíèå � ÐÄ -05-67 îò 20 ìàé 2014 ã . çà ïðåêðàòÿâàíå
íà èíäèâèäóàëíà ëèöåíçèÿ çà äîñòàâÿíå íà àóäèî - âèçó-
àëíà ìåäèéíà óñëóãà , èçäàäåíà íà " ÁÒÂ Ìåäèà Ãðóï "
ÅÀÄ (Beschluss Nr. RD-05-67 vom 20. Mai 2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17132 BG
• Ðåøåíèå � ÐÄ -05-68 îò 20 ìàé 2014 ã . çà ïðåêðàòÿâàíå
íà èíäèâèäóàëíà ëèöåíçèÿ çà äîñòàâÿíå íà àóäèî - âèçó-
àëíà ìåäèéíà óñëóãà , èçäàäåíà íà " ÁÒÂ Ìåäèà Ãðóï "
ÅÀÄ (Beschluss Nr. RD-05-68 vom 20. Mai 2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17133 BG

Rayna Nikolova
Neue bulgarische Universität

Bericht über die Einhaltung des Medien-
besitzverbots für Offshore-Gesellschaften in
Bulgarien

Am 1. Juli 2014 trat das Verbot für Offshore-
Gesellschaften in Kraft, Medien zu besitzen oder sich
an Medien zu beteiligen. Das Verbot gilt für Periodi-
ka, Hörfunk und/oder Fernsehen (weitere Einzelheiten
siehe IRIS 2014-3/9) und betrifft Gesellschaften, wel-
che in Niedrigsteuerländern registriert sind, sowie alle
ihnen nahestehenden Personen und ihre wirtschaftli-
chen Eigentümer.

Am 14. Juli 2014 stellte der Rat für elektronische Me-
dien („REM“) einen Expertenbericht vor, in dem die Ei-
gentümer der Fernsehgesellschaften, die als Offshore-
Gesellschaften gelten, wie folgt aufgeführt sind: bTV
Media Group EAD, Nova Broadcasting Group AD, TV
Seven EAD, Balkan Bulgarian Television EAD, Euro-
footballprint EOOD und Pink BG EOOD.

Der REM hat den oben genannten Medienunter-
nehmen Anfragen zugestellt, mit denen die Eigen-
tumsverhältnisse der Mediengesellschaften klarge-
stellt und die Umsetzung des gesetzlichen Verbots in

der Medienpraxis kontrolliert werden sollen. Bei Nicht-
einhaltung der rechtlichen Anforderungen kann eine
Geldbuße in Höhe von BGN 50.000 bis BGN 100.000
(circa EUR 25.000 bis EUR 50.000) verhängt werden.

• Äîêëàä çà ñúîòâåòñòâèåòî íà ðàäèî - è òåëåâèçèîí-
íèòå äîñòàâ÷èöè ñ èçèñêâàíèÿòà íà ÇÈÔÎÄÐÞÏÄÐ-
ÑËÒÄÑ (REM-Bericht zur Einhaltung des Verbots des Medienbe-
sitzes für Offshore-Gesellschaften in Bulgarien)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17140 BG

Rayna Nikolova
Neue bulgarische Universität

REM-Bericht zu den Europaparlamentswah-
len 2014

Am 10. Juni 2014 veröffentlichte der Rat für elektro-
nische Medien („REM“) seinen Bericht zu den Wahlen
zum Europaparlament 2014. Das Wahlgesetz Bulga-
riens verlangt zum ersten Mal eine Kennzeichnung
sowohl kostenloser politischer Wahlwerbung als auch
bezahlter Formen politischer Wahlwerbung (Artikel
179 des Wahlgesetzes). Beobachtungen haben ge-
zeigt, dass es in Fernsehsendungen eine Tendenz gibt,
bezahlte Inhalte deutlicher von nicht bezahlten Inhal-
ten zu unterscheiden.

Ein Teil der Mediendienstanbieter (Nova television,
bTV, TV 7, Bulgaria on air, Eurocom Tsarevets, bTV Ac-
tion, TV Plus) sind der Anforderung nach Artikel 180
des Wahlgesetzes nachgekommen. In ihren Internet-
Auftritten geben sie Informationen zu den Wahlwer-
beverträgen, die sie sowohl mit politischen Parteien,
Koalitionen und Initiativausschüssen, als auch mit an-
deren Vertragspartnern geschlossen haben.Auch Fäl-
le, in denen der Vertrag über einen Vermittler ab-
geschlossen wurde, werden transparent dargestellt.
Beobachtungen haben gezeigt, dass es Anbieter gab
(Eurocom, Plovdiv Trace Television), welche die Infor-
mationen zu ihren Verträgen nicht offengelegt haben,
während in anderen Fällen die maßgeblichen Daten
die zeitlichen Begrenzungen nicht berücksichtigten
oder unvollständig waren. All diese Unregelmäßigkei-
ten erschweren eine Einschätzung, ob die Wahlkampf-
formen in den Sendungen nun bezahlte oder nicht be-
zahlte Inhalte darstellen (TV Europe, Channel 3).

Als ein positiver Trend konnte bei einigen Fernsehsen-
dungen (bTV, ÒÂ 7, News 7, Nova television, Bulgaria
on air) aufgezeigt werden, dass die Sendezeit für nicht
bezahlte Teilnahme von Kandidaten des Europawahl-
kampfes und von Vertretern politischer Parteien die
Zeit überwiegt, die für bezahlte Zeit zur Verfügung ge-
stellt wurde (das Kriterium für diese Bewertung ist die
berechnete Sendezeit in Minuten). Berechnungen der
reinen Anzahl zeigen, dass der Umfang an bezahltem
Material größer als der nicht bezahlten Materials ist.
Dieser Trend lässt sich im Fall von BNT beobachten.
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Am 13. Mai 2014 setzte die Zentrale Wahlkommissi-
on („ZWK“) einen Wahlvideoclip der politischen Par-
tei Ataka aus, in dem die Welt in zwei Wertesyste-
me geteilt gezeigt wird: die euroatlantische Welt in
blauer und die orthodoxe Welt in roter Farbe. In dem
Clip wird ein Gegensatz zwischen euro-atlantischen
und christlich-orthodoxen Werten gezeigt. Während
bei der euro-atlantischen Sünden wie Pädophilie, In-
zest und schädliche Einflüsse vorherrschen werden in
der christlich-orthodoxen Sphäre Werte wie Traditio-
nen, Familienleben und Glaube dargestellt.

Die ZWK befand, dies sei ein Verstoß gegen das Ver-
bot von Agitationsmaterial, welches gegen die guten
Sitten im Rahmen der Europawahlen verstoße, und
setzte die Ausstrahlung des oben genannten Clips so-
wohl in elektronischen Medien als auch im Internet
aus.

Es gab einen weiteren Videoclip, bei dem ein Kind
in die politische Agitation eingebunden war. Der Clip
zeigte Menschen, denen die politische Partei Ataka
kostenlose medizinische Behandlung zukommen ließ.
Am Ende des Clips spricht ein Kind eine politische
Botschaft zugunsten des Führers der politischen Par-
tei Ataka („Er sollte gewinnen und Bulgarien führen“).
Der Videoclip wurde bei Nova television, bTV und Al-
fa TV ausgestrahlt. Die ZWK stellte fest, es liege ein
Rechtsverstoß vor, da in einem Wahlvideoclip ein Kind
eingesetzt werde, um politische Botschaften zu trans-
portieren, und setzte die weitere Verwendung des Agi-
tationsmaterials aus. Daraufhin wurde der Clip redi-
giert und modifiziert und das Kind aus dem Inhalt ent-
fernt.

Der REM-Bericht kam auch zu dem Schluss, die Wahl-
kampagnen in den elektronischen Medien seien ins-
gesamt nicht sehr aktiv gewesen. Sie hätten sich
mehr auf inländische Diskussionen und Fragen statt
auf Botschaften und Themen europäischer Natur kon-
zentriert.

• Äîêëàä çà Åâðîèçáîðè 2014 ã . (REM-Bericht zu den Wahlen
zum Europäischen Parlament 2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17141 BG

Rayna Nikolova
Neue bulgarische Universität

CH-Schweiz

Verordnung über die MEDIA-
Ersatzmaßnahmen

Am 16. Juni 2014 hat das Eidgenössische Departe-
ment des Innern (EDI) eine Verordnung erlassen, mit
der die negativen Auswirkungen der Nichtteilnahme
der Schweiz am MEDIA-Programm der Europäischen

Union teilweise kompensiert werden sollen. Die Ver-
ordnung über die MEDIA-Ersatzmaßnahmen ist rück-
wirkend zum 1. Januar 2014 in Kraft getreten. Sie re-
gelt die Förderziele, die entsprechenden Instrumente
sowie die Kriterien dieser Ersatzmaßnahmen. Obwohl
sich diese eng an den Kriterien des EU-Programms
ausrichten, bleibt der Zugang zu europäischen Netz-
werken sowie zum europäischen Filmmarkt beein-
trächtigt.

Die Schweiz war dem MEDIA-Programm 2006 beige-
treten. Die Finanzhilfen, die im Rahmen dieses Pro-
gramms gewährt werden, stellten für die Schweizer
Filmschaffenden eine wichtige Ergänzung dar. Seit In-
krafttreten des neuen Rahmenprogramms „Creative
Europe“, das die bisher getrennten Bereiche Kultur
und MEDIA vereint, ist die Teilnahme der Schweiz an
MEDIA unterbrochen.

Im Rahmen der Ersatzmaßnahmen werden folgende
Finanzhilfen gewährt: für die Entwicklung von audio-
visuellen Werken mit europäischem Verwertungspo-
tenzial, für den Verleih von europäischen Filmen in
der Schweiz, für den verbesserten Marktzugang eu-
ropäischer Filmschaffender und ihrer Werke, für eu-
ropäische oder internationale Weiterbildungsprojekte
sowie für Filmfestivals, die europäische Filme vorfüh-
ren. Finanzhilfen nach dieser Verordnung werden al-
lerdings nur gewährt, wenn für das entsprechende
Vorhaben keine Beiträge aus dem MEDIA-Programm
erhältlich sind. Fünf Millionen Franken (ca. 4,12 Mil-
lionen Euro) stehen 2014 für diese Förderungen zur
Verfügung. Der Betrag entspricht dem, der für die
Teilnahme der Schweiz am MEDIA-Programm vorgese-
hen war. Die MEDIA-Ersatzmaßnahmen ergänzen so-
mit die im Rahmen der Filmförderungskonzepte für die
Jahre 2012-2015 vorgesehenen Finanzhilfen.

Zuständig für die Umsetzung dieser Massnahmen ist
das Bundesamt für Kultur (BAK). Dieses arbeitet eng
mit dem MEDIA Desk Schweiz in Zürich zusammen,
bei dem die Förderanträge zu Vorabprüfung einzurei-
chen sind. Die Begutachtung der Anträge, insbeson-
dere im Bereich Projektentwicklung, erfolgt durch eu-
ropäische Experten. Die Verwaltung der Fördermittel
sowie die formellen Entscheidungen übernimmt das
BAK.

Die Verordnung stellt eine Übergangslösung dar, mit
der laufende Projekte abgesichert und die Teilnahme
der Schweiz am Programm „Creative Europe“, wenn
möglich ab 2015, erleichtert werden soll. In diesem
Zusammenhang haben im Mai 2014 die Verhandlun-
gen mit der Europäischen Kommission über eine Teil-
nahme der Schweiz am Programm begonnen.

• Ordonnance du DFI sur les mesures compensatoires MEDIA, 16 juin
2014 (Verordnung des EDI über die MEDIA-Ersatzmaßnahmen, 16. Ju-
ni 2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17185 DE FR IT

Patrice Aubry
Westschweizer Fernsehen und Radio, Genf
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Nationalrat stimmt für gesetzliche Fest-
schreibung der Netzneutralität

Medienberichten zufolge hat der Schweizer National-
rat (große Kammer des Parlaments der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft mit 200 Mitgliedern) am 17.
Juni 2014 mehrheitlich mit 111 Ja-Stimmen, 61 Nein-
Stimmen und 18 Enthaltungen einen Antrag ange-
nommen, der eine gesetzliche Verankerung der Netz-
neutralität durch Aufnahme in das Fernmeldegesetz
verlangt.

Mit dem oben genannten Antrag wird der Bundesrat,
das ist die Bundesregierung der Schweizerischen Eid-
genossenschaft und gemäß Art. 174 der Bundesver-
fassung die oberste leitende und vollziehende Behör-
de des Bundes, im Hinblick auf die geplante Teilrevi-
sion des Fernmeldegesetzes beauftragt, die Netzneu-
tralität gesetzlich mit dem Ziel zu verankern, einen
transparenten und diskriminierungsfreien Datentrans-
fer über das Internet zu garantieren. Ein solcher An-
trag, auch Motion genannt, beauftragt den Bundesrat
einen Erlassentwurf vorzulegen oder eine Maßnahme
zu treffen.

Der Antrag sieht die Netzneutralität als Grundbau-
stein der Informations- und Meinungsfreiheit im Inter-
net an, die Fest- wie Mobilnetze betrifft.

Der Antrag muss allerdings noch vom Ständerat, der
kleinen Kammer des Parlaments der Schweizerischen
Eidgenossenschaft, die die einzelnen Kantone vertritt
und 46 Mitglieder hat, angenommen werden. Im Stän-
derat haben aber die Christlich-Demokratische Volks-
partei der Schweiz (CVP) und die Liberalen (FDP) und
damit die beiden Parteien die Mehrheit, die im Na-
tionalrat gegen den Antrag auf gesetzliche Festle-
gung der Netzneutralität gestimmt hatten. Bevor der
Ständerat abstimmt, (der Ständerat verfügt über 11
ständige Kommissionen, 9 Legislativ- und 2 Aufsichts-
kommissionen) wird der Antrag zunächst in einer der
Kommissionen des Ständerates beraten und auf der
Grundlage der angestellten Erörterungen eine Emp-
fehlung durch die Kommission an den Ständerat aus-
gesprochen.

• Medienberichte zur Annahme des Antrags auf gesetzliche Fest-
schreibung der Netzneutralität durch den Schweizer Nationalrat
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17192 DE

Daniel Bittmann
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR),

Saarbrücken/ Brüssel

Ständerat billigt Einführung einer allgemei-
nen Rundfunkgebührenpflicht

Nachdem bereits der Nationalrat (große Kammer des

Parlaments der Schweizerischen Eidgenossenschaft
mit 200 Mitgliedern) zugestimmt hatte, hat sich laut
Medienberichten am 19. Juni 2014 auch der Ständerat
(kleine Kammer des Parlaments der Schweizerischen
Eidgenossenschaft, die die einzelnen Kantone vertritt
und 46 Mitglieder hat) für die Einführung einer allge-
meinen Rundfunkgebührenpflicht ausgesprochen, die
eine Rundfunkabgabe für Unternehmen und private
Haushalte unabhängig davon vorsieht, ob ein Gerät
vorhanden ist oder nicht. Vergleichbar mit der Ablö-
sung der Rundfunkgebühr durch den Rundfunkbeitrag
Anfang 2013 in Deutschland soll die geräteabhängig
erhobene Rundfunkgebühr in eine allgemeine Abgabe
umgewandelt werden, die jeder Haushalt zu leisten
hat.

Vor dem Hintergrund der veränderten technischen
Gegebenheiten, wie z.B. dem Fernsehempfang auch
auf dem Handy, ist der Bundesrat (Bundesregie-
rung der Schweizerischen Eidgenossenschaft) be-
strebt, das Gebührensystem durch eine Änderung
des Radio- und Fernsehgesetzes (RTVG) diesen neuen
Rahmenbedingungen anzupassen. In Anbetracht der,
durch die Systemumstellung erwarteten, Mehreinnah-
men geht der Bundesrat von einer Senkung der Emp-
fangsgebühr von aktuell CHF 462 (EUR 380) pro Haus-
halt und Jahr auf rund CHF 400 (EUR 330) aus.

Mit der Billigung des Ständerates ist der Prozess
der Einführung einer neuen Rundfunkgebühr einen
großen Schritt voran gekommen, allerdings sieht der
Ständerat im Detail noch Änderungsbedarf.

Während sich der Nationalrat, um Haushalte ohne
Fernseher zu entlasten, für eine auf fünf Jahre be-
fristete Ausnahme von der allgemeinen Gebühren-
pflicht stark gemacht hatte, ist der Ständerat, wie
auch der Bundesrat, angesichts des Umstands, dass
99,4% der Haushalte über irgendein Empfangsgerät
verfügen, gegen die Einführung einer solchen befri-
steten Übergangsregelung. Nach Ansicht des Stände-
rates und des Bundesrates sei der Gedanke eines ein-
fachen Systems ohne aufwändige Kontrollen mit einer
ausnahmsweisen Befreiung von der Gebührenpflicht
nicht zu vereinbaren.

Des Weiteren strich der Ständerat die vom National-
rat im Gesetzesentwurf eingefügte feststehende Ver-
teilung der Abgabenanteile in Höhe von 36% für das
Radio und in Höhe von 64% für das Fernsehen mit der
Begründung, dass sich eine solche Festschreibung in
der dynamischen Medienlandschaft als hinderlich er-
weise.

Wegen der vom Ständerat vorgenommenen Änderun-
gen geht die Sache nun noch einmal an den National-
rat zurück.
• Medienberichte zur Billigung der Einführung einer allgemeinen
Rundfunkgebührenpflicht durch den Schweizer Ständerat
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17169 DE

Daniel Bittmann
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR),

Saarbrücken/ Brüssel
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Schweizerische Regierung will das Urheber-
recht modernisieren

Der Bundesrat (schweizerische Regierung) wird das
Urheberrecht an die neuen Herausforderungen des
Internets anpassen. In diesem Zusammenhang will
es gezielte Maßnahmen für die Kulturschaffenden,
die Konsumenten und die Internetprovider treffen.
Ziel der Revision des Urheberrechts ist es, die Si-
tuation für die Kulturschaffenden zu verbessern, oh-
ne die Position der Konsumenten zu verschlechtern.
Am 6. Juni 2014 hat der Bundesrat dementsprechend
das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement
(EJPD) aufgefordert, bis Ende 2015 eine Vorlage für ei-
ne Vernehmlassung/Stellungnahme zu erarbeiten, die
den betroffenen Kreisen vorgelegt werden soll. Das
EJPD wird sich dabei zum einen auf Empfehlungen
stützen, welche die Arbeitsgruppe zum Urheberrecht
(AGUR12) verabschiedet hat, zum anderen wird es
die Erkenntnisse einer interdepartementalen Arbeits-
gruppe berücksichtigen, die derzeit ganz generell die
zivilrechtliche Verantwortlichkeit von Plattformbetrei-
bern und von Internetprovidern prüft.

Die Arbeitsgruppe AGUR12 war vom Bundesrat be-
auftragt worden, Empfehlungen zur Verbesserung der
kollektiven Verwertung von Urheberrechten und ver-
wandten Schutzrechten zu erarbeiten und die Gesetz-
gebung an die aktuelle technische Entwicklung an-
zupassen. Die Arbeitsgruppe setzte sich aus Vertre-
tern der Kulturschaffenden, der Produzenten, der Nut-
zer, der Konsumenten sowie der Bundesverwaltung
zusammen. Ihre vornehmliche Aufgabe bestand darin,
unbeabsichtigte Nutzungsschranken und Behinderun-
gen des Wettbewerbs zu identifizieren und Vorschlä-
ge für Möglichkeiten zur Effizienzsteigerung und Ko-
stensenkung der kollektiven Verwertung zu formulie-
ren. Gleichzeitig sollte sie Maßnahmen zur Bekämp-
fung von Internetpiraterie und eine angemessene Ver-
gütung für die Nutzung urheberrechtlich geschützter
Inhalte sicherstellen. Die Arbeitsgruppe AGUR12 ver-
öffentlichte ihren Abschlussbericht am 6. Dezember
2013.

Gemäss den Empfehlungen der AGUR12 sollen die
Internetprovider dafür sorgen, dass rechtsverletzen-
de Inhalte von ihren Plattformen entfernt und fern-
gehalten werden. Die AGUR12 empfiehlt weiter, dass
die Internetprovider auf Anweisung der Behörden in
schwerwiegenden Fällen den Zugang zu offensichtlich
illegalen Inhalten oder Quellen sperren müssen. Die-
sen neuen Pflichten bei der Bekämpfung der Internet-
piraterie würde nach den Vorstellungen der AGUR12
eine Haftungsbefreiung der Internetprovider gegen-
überstehen.

Die AGUR12 empfiehlt zudem, dass Konsumenten, die
in schwerwiegender Weise gegen das Upload-Verbot
verstoßen (zum Beispiel in Peer-to-Peer-Netzwerken)
künftig mit einem aufklärenden Hinweis auf die mög-

lichen Folgen ihres Handels hingewiesen und aufge-
fordert werden, ihr Verhalten zu ändern. Dauert der
schwerwiegende Rechtsverstoss an, soll die Identität
des Nutzers nach den Vorstellungen der AGUR12 künf-
tig dem Rechteinhaber gemeldet werden, damit Letz-
terer seine zivilrechtlichen Ansprüche geltend ma-
chen kann. Der Bundesrat will die Stossrichtung die-
ses Ansatzes grundsätzlich weiter verfolgen, seine
Umsetzungsbedingungen und -modalitäten aber erst
noch vertieft prüfen lassen.

Während das Hochladen zur weiteren Verbreitung
geschützter Werke (Upload) illegal bleibt, soll das
Herunterladen von geschützten Werken zu privaten
Zwecken zulässig bleiben. Dem Datenschutz und den
Rechtsweggarantien wird bei der Revision grosse Be-
achtung geschenkt. Schließlich will der Bundesrat
auf eine allgemeine, alle Nutzungen im Internet ab-
deckende Kulturflatrate verzichten und stattdessen
das bestehende Konzept einer Kombination von mehr
oder weniger pauschalierten, kollektiv einzuziehen-
den Vergütungen und individueller Verwertung beibe-
halten.

• Communiqué du Conseil fédéral suisse, « Le Conseil fédéral veut
moderniser le droit d’auteur », 6 juin 2014 (Mitteilung des schweize-
rischen Bundesrats, „Bundesrat will Urheberrecht modernisieren“, 6.
Juni 2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17194 DE FR IT

Patrice Aubry
Westschweizer Fernsehen und Radio, Genf

DE-Deutschland

BGH bestätigt erneut die Auslegung des Be-
deutungsgehalts einer Äußerung in ihrem
Kontext

Mit Urteil vom 27. Mai 2014 - Aktenzeichen: VI ZR
153/13 - hat der Bundesgerichtshof („BGH“) erneut
entschieden, dass bei der Frage, ob eine Äußerung
als herabwürdigend einzustufen ist, diese stets in dem
Zusammenhang zu beurteilen ist, in dem sie gefallen
ist. Eine isolierte Betrachtung oder eine Herauslösung
aus dem Kontext sei nicht erlaubt.

Auch wenn die Aussage, um die es im vorliegenden
Fall geht, in einem Zeitungsbericht veröffentlicht wur-
de, ist das Urteil auch für die Auslegung von Äußerun-
gen relevant, die im Fernsehen oder in anderen audio-
visuellen Medien getätigt werden.

Die Klägerin, Chefredakteurin einer deutschen Tages-
zeitung, gab den Autoren des Buchs „Die vierte Ge-
walt“ ein Interview, das im selben Buch abgedruckt
werden sollte. Durch nachträgliche Verweigerung der
Autorisierung verhinderte die Klägerin allerdings den
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Abdruck des Interviews. Zeitlich nach der Verweige-
rung der Autorisierung wies sie gegenüber den Au-
toren des Buches aber darauf hin, dass das Inter-
view „gut transkribiert“ sei. Über diesen Vorfall wur-
de von der Beklagten, die Verlegerin einer anderen
deutschen Tageszeitung ist, ein Zeitungsbericht un-
ter voller Namensnennung der Klägerin veröffentlicht,
der zunächst den Streit über die Autorisierung des
von der Klägerin gegebenen Interviews unter Schil-
derung der unterschiedlichen Positionen der Klägerin
auf der einen sowie der Autoren des Buches auf der
anderen Seite darstellt. Anschließend weist der streit-
gegenständliche Zeitungsartikel darauf hin, dass sich
die Klägerin mit ihrem Verhalten in Widerspruch zu ei-
ner von ihrer Zeitung betriebenen Kampagne gesetzt
hat, die sich kritisch gegen den Autorisierungswahn-
sinn bei Presseinterviews wendet.

Der BGH wies die Revision der Klägerin gegen das Ur-
teil des Landgerichts Berlin vom 26. Februar 2013 -
Aktenzeichen: 27 S 13/12 - zurück.

Zur Begründung führt der BGH aus, dass der streitge-
genständliche Artikel die Klägerin nicht in ihrem Per-
sönlichkeitsrecht verletze. Denn die von der Klägerin
beanstandete Äußerung der Beklagten, die in dem Ar-
tikel behauptete, dass die Klägerin zunächst die Tran-
skription gelobt und erst danach die Autorisierung des
Interviews verweigert hatte, trete im Gesamtzusam-
menhang des Artikels völlig in den Hintergrund und
sei daher nicht geeignet, sich abträglich auf das Bild
der Klägerin in der Öffentlichkeit auszuwirken.

Daran ändere auch der Umstand nichts, dass der be-
anstandete Satz isoliert betrachtet den Eindruck ver-
mittele, die Klägerin habe sich widersprüchlich ver-
halten, indem sie die Veröffentlichung eines von ihr
anfänglich für gut befundenen Beitrags plötzlich aus
nicht weiter nachvollziehbaren Motiven verhindert ha-
be und so die für ihre berufliche Position unvorteil-
haften Charaktereigenschaften der Unzuverlässigkeit
und Wankelmütigkeit offenbare.

Maßgeblich sei vielmehr die Sicht des Durchschnitts-
empfängers, der, indem ihm die unterschiedlichen Po-
sitionen der Klägerin einerseits und der Autoren des
Buches andererseits mitgeteilt werden, zunächst die
neutrale Darstellung einer Streitigkeit über die Auto-
risierung des von der Klägerin gegebenen Interviews
wahrnehme. Daran anknüpfend werde, so der BGH, in
dem Artikel sodann darauf hingewiesen, dass sich die
Klägerin mit ihrem Verhalten in Widerspruch zu einer
von ihrer Zeitung betriebenen Kampagne gegen den
Autorisierungswahn bei Presseinterviews setze.

Hierin liege der eigentliche im Gesamtzusammen-
hang des Artikels gegenüber der Klägerin erhobe-
ne Vorwurf, der allein daran anknüpfe, dass die Klä-
gerin durch die Verweigerung der Autorisierung ei-
nes von ihr gegebenen Interviews dessen Veröffent-
lichung verhindert habe und sich daher, wenn es um
sie persönlich geht, in einer Weise verhält, die gerade
von ihrer Zeitung im Rahmen einer Kampagne kriti-
siert wurde.

• Bundesgerichtshof, Urteil des VI. Zivilsenats vom 27.5.2014 - VI ZR
153/13 -
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17171 DE

Katrin Welker
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR),

Saarbrücken/ Brüssel

SVerfGH beurteilt Bezeichnung von Partei-
mitgliedern der NPD als „Nazis von heute“
und „braune Brut“ durch Bildungsminister
als verfassungsgemäß

Mit Urteil vom 8. Juli 2014 - Aktenzeichen: Lv 5/14
- hat der Verfassungsgerichtshof des Saarlandes
(„SVerfGH“) entschieden, dass der Bildungsminister
eines Bundeslandes die Anhänger einer nicht verbote-
nen, rechtsextremen deutschen Partei auf einer Schul-
feier gegen Rassismus als „braune Brut“ und „Nazis
von heute“ bezeichnen darf.

Auch wenn die Äußerung, um die es im vorliegenden
Fall geht, auf einer Veranstaltung getroffen wurde, hat
das Urteil auch Bedeutung für Aussagen von Politikern
über Parteien und deren Mitglieder, die im Fernsehen
oder in einem anderen audiovisuellen Medium getä-
tigt werden.

Der saarländische Bildungsminister hatte am 21. Mai
2014 eine Veranstaltung im Großen Sendesaal des
Saarländischen Rundfunks in Saarbrücken besucht.
Deren Anlass war das zehnjährige Bestehen des Pro-
jekts „Schule ohne Rassismus - Schule mit Courage“,
für das sich Schüler aktiv gegen Fremdenfeindlichkeit
einsetzen. In seinem Grußwort sagte der Bildungsmi-
nister unter anderem, die Mitglieder der Nationalde-
mokratischen Partei Deutschlands („NPD“) seien „die
Nazis von heute“ und „nichts anderes als die Wieder-
gänger der alten Nazis, die damals auch nicht nur
Juden ausgrenzten und ermordeten“. Außerdem be-
tonte er, die Gesellschaft müsse „immer wieder nein
sagen, wenn dieser Mob wieder rauskriecht aus den
Köpfen, wenn diese braune Brut wieder nach oben
kommt“. Sowohl die Feier als auch die Rede des Mini-
sters waren Gegenstand medialer Berichterstattung.

Die NPD sah durch die Ansprache des Ministers so-
wohl den Grundsatz der Chancengleichheit politischer
Parteien bei Wahlen aus Artikel 21 Absatz 1 Satz 1
GG in Verbindung mit Artikel 63 Absatz 1 der Saarlän-
dischen Verfassung („SVerf“) als auch das Gebot der
Neutralität des Staates aus Artikel 60 Absatz 1 und Ar-
tikel 61 Absatz 1 der SVerf im laufenden Europa- und
Kommunalwahlkampf verletzt. Der Minister hätte in
unrechtmäßiger Weise in die politische Auseinander-
setzung eingegriffen und die NPD durch seine Gleich-
stellung mit den Nationalsozialisten böswillig verächt-
lich gemacht.

14 IRIS 2014-8

http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17171


Der Bildungsminister äußerte dagegen, es habe sich
um eine einmalige, projektbezogene Äußerung ge-
handelt, mit der er seine Aufgaben als Minister für Bil-
dung und Kultur wahrgenommen habe. Überdies sei
der Wahltermin bereits verstrichen.

Der SVerfGH wies die Organklage der NPD gegen
den saarländischen Bildungsminister zurück und folg-
te damit dessen Auffassung. Zur Begründung führt
der SVerfGH aus, dass der Inhalt der Äußerungen auf
der Veranstaltung nicht den Wettbewerb der NPD um
politische Mehrheiten, sondern den Wettbewerb jun-
ger Menschen um Ideen und Wege zur Verteidigung
von Toleranz in der Zivilgesellschaft zum Gegenstand
gehabt habe. Zwar stelle die Verwendung der Be-
griffe „Mob“, „Braune Brut“ und „Nazis von heute“
negative Werturteile und Herabsetzungen der NPD-
Anhängerschaft dar. Doch der Minister habe sich mit
seinem Vortrag innerhalb seiner verfassungsrechtli-
chen Zuständigkeiten und Aufgaben bewegt. Dazu
zählten auch die Förderung der Diskriminierungsver-
bote aus Artikel 21 der Grundrechtscharta der Eu-
ropäischen Union und aus Artikel 14 der Europäi-
schen Konvention zum Schutz der Menschenrechte
und Grundfreiheiten. Nicht zuletzt betreibe auch die
NPD den politischen Wettbewerb mit anderen Partei-
en und staatlichen Organen nicht in der Art eines mo-
deraten und sachbezogenen Diskurses, sondern mit
einer Vielzahl von Herabsetzungen und Abwertungen.
Wenn die Mitglieder einer Partei einerseits so han-
delten, dürften sie nicht andererseits für sich selbst
das Recht einfordern, dass staatliche Organe sie al-
lenfalls mit zurückhaltend-distanzierter Formenspra-
che beschreiben.

Der SVerfGH nahm in seiner Entscheidung auch aus-
drücklich Bezug auf ein kurz zuvor ergangenes Urteil
- Aktenzeichen: 2 BvE 4/13 - des Bundesverfassungs-
gerichts („BVerfG“) vom 10. Juni 2014. Darin hatte das
BVerfG die Grenze wertender Äußerungen des Bun-
despräsidenten über die NPD als eine nicht verbote-
ne politische Partei erst dort gesehen, wo es nicht
mehr um einen Beitrag zu einer sachbezogenen Aus-
einandersetzung, sondern nur mehr um eine beleidi-
gende Schmähung geht. Deshalb sei es verfassungs-
rechtlich nicht zu beanstanden, wenn der Bundesprä-
sident die Mitglieder der NPD auf einer Veranstaltung
als „Spinner“, „Ideologen“ oder „Fanatiker“ bezeich-
ne. Entscheidend sei, dass es sich um Sammelbegriffe
für Menschen handele, die die Geschichte nicht ver-
standen haben und, unbeeindruckt von den verhee-
renden Folgen des Nationalsozialismus, rechtsradika-
le, nationalistische und antidemokratische Überzeu-
gungen vertreten.

• Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes des Saarlandes, Lv
5/14, 8.7.2014
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17172 DE

• Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, 2 BvE 4/13 vom 10.
Juni 2014, Absatz-Nr. (1 - 33)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17173 DE

Ingo Beckendorf
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR),

Saarbrücken/ Brüssel

Niedersächsisches OVG hebt Sofortvollzug
der Zulassung von dctp im Programm von
RTL auf

Mit Beschluss vom 11. Juli 2014 - Aktenzeichen: 10 ME
99/13 - hat das Niedersächsische Oberverwaltungs-
gericht („OVG“) die Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung der Zulassung von dctp im Programm von
RTL, als unabhängiges Drittfenster zu senden, aufge-
hoben.

Wegen seiner hohen Zuschauerzahlen ist RTL ver-
pflichtet, unabhängigen Dritten Sendezeit in Form ei-
nes Fensterprogramms einzuräumen. Für die Dauer
von fünf Jahren, beginnend ab Juli 2013, schrieb die
Niedersächsische Landesmedienanstalt („NLM“) da-
her die Vergabe entsprechender Sendezeiten im Um-
fang von insgesamt 105 Minuten pro Woche aus. Ne-
ben dctp, die bereits als Fensterprogrammveranstal-
ter zugelassen ist und deren Fensterprogramm unter
anderem Spiegel-TV und Teile von stern-TV umfasst,
bewarb sich auch Focus TV, das eine eigene Sendung
und weitere Produktionen ausstrahlen will, auf diese
Ausschreibung der NLM. Im Juni 2013 wählte die Ver-
sammlung der NLM dctp aus und der Direktor der NLM
setzte den Beschluss der Versammlung um, indem er
dctp die Zulassung erteilte. Zugleich ordnete er die
sofortige Vollziehung der Zulassung von dctp an. Ge-
gen den Zulassungsbescheid der NLM erhob Focus TV
Klage vor dem VG Hannover und beantragte ergän-
zend die Gewährung von vorläufigem Rechtsschutz
mit dem Ziel, die angeordnete sofortige Vollziehung
der Zulassung aufzuheben.

Das Verwaltungsgericht Hannover („VG“) lehnte den
Eilantrag von Focus TV mit Beschluss vom 27. Novem-
ber 2013 - Aktenzeichen: 7 B 5663/13 - ab. Unter Ab-
änderung des Beschlusses des VG hob das OVG auf
die Beschwerde von Focus TV die Anordnung der so-
fortigen Vollziehung der Zulassung von dctp auf.

Zur Begründung führt das OVG aus, dass die Anord-
nung der sofortigen Vollziehung der Zulassung von
der Versammlung der NLM, die auch über die Aus-
wahl und die Zulassung des Drittfensterprogramm-
veranstalters entschieden hat, und nicht von deren
Direktor hätte erlassen werden müssen. Ein im Fe-
bruar 2014 in dieser Hinsicht nachträglich gefasster
Beschluss der Versammlung war nach Ansicht des
OVG ebenfalls zu beanstanden, da daraus nicht hinrei-
chend deutlich werde, dass die Versammlung den So-
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fortvollzug eigenständig und ergebnisoffen angeord-
net hat. Die Versammlung müsse daher erneut selbst
darüber entscheiden, ob die Zulassung von dctp mit-
tels Sofortvollzugs umgehend wirksam und damit so-
fort vollziehbar werden soll. Bis dahin sei RTL nicht
verpflichtet, das Fensterprogramm von dctp zu sen-
den.

Der Beschluss des OVG ist unanfechtbar.

• Beschluss des Niedersächsischen Oberverwaltungsgerichts, Az. 10
ME 99/13, 11. Juli 2014
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17174 DE

Daniel Bittmann
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR),

Saarbrücken/ Brüssel

VG Hannover sieht in 2011 ausgestrahlter
Folge von „ Die Super Nanny“ einen Verstoß
gegen die Menschenwürde

Mit noch nicht im Volltext veröffentlichten Urteil vom
08. Juli 2014 - Aktenzeichen: 7 A 4679/12 - hat
das Verwaltungsgericht Hannover („VG“) entschie-
den, dass eine 2011 ausgestrahlte Folge der RTL-
Fernsehreihe „Die Super Nanny“ gegen die Menschen-
würde verstößt.

Sowohl in der Sendung als auch in dem Teaser zur Se-
rie wurden mehrere brutale Szenen gezeigt und wie-
derholt, in denen eine alleinerziehende Mutter ihre
Kinder anschrie, ihnen drohte und sie mehrere Male
schlug. In der Sendung überzeugte „die Super Nan-
ny“ die Mutter, ihren extrem gewalttätigen Umgang
mit ihren Kindern zu korrigieren und eine geeignete
Therapie zu beginnen.

Angesichts zahlreicher Zuschauerbeschwerden er-
kannte die Kommission für Jugendmedienschutz
(„KJM“) in der Ausstrahlung der Sendung einen Ver-
stoß gegen die Menschenwürde und beanstandete
diese nachträglich. Die Entscheidung der KJM wurde
von der für das Fernsehprogramm von RTL zuständi-
gen Niedersächsischen Landesmedienanstalt („NLM“)
in einem Beanstandungsbescheid umgesetzt.

Gegen diesen Bescheid reichte der Fernsehsender RTL
Klage vor dem VG ein und argumentierte, dass der
dem Bescheid der NLM zugrunde liegende Beschluss
der KJM unzureichend begründet sei. Außerdem ent-
falte, so RTL, die vorangegangene abweichende Ent-
scheidung der Freiwilligen Selbstkontrolle Fernsehen
e.V. („FSF“), die gegen die Ausstrahlung der Sendung
nach 20:00 Uhr keine Bedenken hatte, eine gesetzli-
che Sperrwirkung für eine Beanstandung.

Das VG wies die Klage von RTL gegen den Beanstan-
dungsbescheid der NLM ab. Nach Auffassung des VG

handelt es sich im vorliegenden Fall um einen Ver-
stoß gegen die Menschenwürde der Kinder gemäß Ar-
tikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes („GG“), „der nicht
durch das erkennbare erziehungspädagogische Ziel
der Sendung, die Situation der Familie positiv zu ver-
ändern“, gerechtfertigt werden kann. Bei verfassungs-
konformer Auslegung des § 20 Absatz 3 Satz 1 des
Staatsvertrages über den Schutz der Menschenwür-
de und den Jugendschutz in Rundfunk und Teleme-
dien („JMStV“) entfalte die FSF-Entscheidung im Fal-
le eines Verstoßes gegen die Menschenwürde keine
Sperrwirkung. Der die ausgestrahlte Folge beanstan-
dende Beschluss der KJM sei zudem ausreichend be-
gründet worden. Denn aus dem Protokoll über die Sit-
zung der KJM ergebe sich, dass der Beanstandungsbe-
schluss einstimmig nach eingehender Erörterung und
unter ausführlicher Würdigung der Entscheidung der
FSF ergangen sei. Unter diesen Umständen genüge
es jedenfalls im Falle der Einstimmigkeit, so das VG,
wenn sich die Mitglieder der KJM in der Sitzung der
Beschlussvorlage anschließen.

Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Sache hat
das VG die Berufung an das Niedersächsische Ober-
verwaltungsgericht („OVG“) zugelassen.

• Pressemitteilung des VG Hannover vom 8. Juli 2014
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17175 DE

Cristina Bachmeier
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR),

Saarbrücken/ Brüssel

FR-Frankreich

Wettbewerbsbehörde erklärt Vereinbarung,
in der Canal Plus die Exklusivübertragungs-
rechte für die Rugby-Meisterschaft in Frank-
reich erhält, für nichtig

Per Beschluss vom 30. Juli 2014 hat die Autorité de
la concurrence (Wettbewerbsbehörde) eine Vereinba-
rung zwischen der Ligue nationale de rugby (nationa-
le Rugby-Liga − LNR) und der Gruppe Canal Plus auf-
gehoben, im Rahmen derer dem Medienkonzern ex-
klusiv die Ausstrahlungsrechte für die französischen
Meisterschaftsspiele im Rugby der Ersten Liga (Top
14) für fünf Spielzeiten (2014 bis 2018) zugesprochen
werden. Im Dezember 2013 hatte die LNR nach er-
gebnislosen Verhandlungen mit Canal Plus über ei-
ne Neubewertung der Fernsehrechte der Top 14 be-
schlossen, vorzeitig vom Vertrag mit Canal Plus zu-
rückzutreten und die Ausstrahlungsrechte für die fol-
genden vier Spielzeiten (2014/2015 bis 2017/2018)
im Rahmen einer Ausschreibung zu vergeben. Canal
Plus wandte sich daraufhin an den Präsidenten des
Tribunal de grande instance (Landgericht - TGI) von
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Paris, um ein Verbot der Ausschreibung zu erzielen.
Ohne das Gerichtsurteil abzuwarten, brach die LNR
das Ausschreibungsverfahren ab und übertrug Canal
Plus im Rahmen erneuter Verhandlungen am 14. Janu-
ar 2014 die gesamten Exklusivrechte für fünf Spielzei-
ten (2014 bis 2019). Der Hauptkonkurrent von Canal
Plus im Bereich der Übertragung von Sportereignis-
sen, beIN Sports, focht die Bedingungen an, unter de-
nen die Rechte übertragen worden waren, und reichte
im März 2014 bei der Wettbewerbsbehörde auf der
Grundlage von Artikel L. 464-1 des Code de commer-
ce (Handelsgesetzbuch) eine Klage mit Antrag auf Si-
cherungsmaßnahmen ein. Nach Prüfung der Sachla-
ge stellte die Behörde fest, dass die Ausstrahlung der
Top 14 den Absatz von Pay-TV-Abonnements fördere.
Die Rechte für die Ausstrahlung dieser Meisterschaft
seien als Premiumrechte zu werten. Ihre Vermarktung
dürfe somit nur für eine begrenzte Dauer und unter
transparenten und nichtdiskriminierenden Bedingun-
gen entsprechend der Rechtsprechung erfolgen. Die
Tatsache aber, dass die LNR mit der Gruppe Canal
Plus im Herbst 2013 zunächst Verhandlungen über
eine Verlängerung der Exklusivrechte mit der Grup-
pe Canal Plus geführt hatte, dann eine Ausschreibung
vorgenommen hatte, diese aber vorzeitig, ohne die
Einreichung von Angeboten anderer Bewerber abge-
wartet zu haben, beendet und anschließend im Januar
2014 erneut exklusive Verhandlungen mit Canal Plus
aufgenommen und mit dem Konzern eine Vereinba-
rung geschlossen hatte, in der Letzterem sämtliche
Rechte für die Übertragung der Top 14 für eine lan-
ge Zeit (fünf Jahre) übertragen wurden, stellten, so
die Wettbewerbsbehörde, Elemente dar, bei denen
von einer wettbewerbswidrigen Absprache auszuge-
hen sei. Die Konkurrenten von Canal Plus, darunter
auch der Kläger beIN Sports, seien nicht in der La-
ge gewesen, am Vergabeverfahren der Rechte an der
Rugbymeisterschaft teilzunehmen, und hätten auch in
den kommenden fünf Jahren weder zum Teil noch voll-
ständig Zugang zu diesen Rechten. Die Wettbewerbs-
behörde stellte somit eine schwere und unmittelbare
Beeinträchtigung der Rechte im Bezahlfernsehen so-
wie der Interessen der Konsumenten fest. Die Vergabe
sämtlicher Rechte für die Top 14 an die Canal Plus-
Gruppe für die Dauer von fünf Jahren habe zur Fol-
ge, dass die Spiele dieser Meisterschaft ausschließlich
denjenigen Fernsehzuschauern vorbehalten seien, die
es sich leisten könnten, ein Abonnement in Höhe von
monatlich 40 Euro abzuschließen, und verhindere so-
mit den (selbst teilweisen) Zugang zu diesen Über-
tragungen für alle interessierten Fernsehzuschauer,
die ein Abonnement im mittleren Preissegment (rund
zwölf Euro im Monat) wie von beIN Sports angeboten,
abgeschlossen hätten. Der Sender aus Katar wird als
einziger neuer Akteur bezeichnet, „der fähig ist, den
Wettbewerb unter den Sportsendern im Bezahlfern-
sehen zu beleben“. Der gemäß den Bestimmungen
von Artikel R. 463-9 des Handelsgesetzbuchs befragte
Conseil supérieur de l’audiovisuel (Rundfunkaufsichts-
behörde - CSA) vertrat in seiner Stellungnahme vom
23. Mai 2014 die Auffassung, die Verhandlungen zwi-
schen der LNR und der Gruppe Canal Plus hätten Letz-

terer ermöglicht, ohne jeglichen wirkungsvollen Wett-
bewerbsdruck von Seiten des Senders beIN Sports,
sämtliche Ausstrahlungsrechte für die Top 14 zu er-
werben. Die strittigen Praktiken kämen einem de
facto-Vorkaufsrecht gleich, welches der Gruppe Canal
Plus erlaubt habe, die Gesamtheit sehr attraktiver
Rechte für eine Dauer von acht Jahren zu erwerben.
Die Wettbewerbsbehörde beschloss folglich, die zwi-
schen Canal Plus und der nationalen Rugby-Liga ge-
schlossene Vereinbarung für nichtig zu erklären. Um
den Ablauf der in Kürze beginnenden Meisterschaft
nicht zu beeinträchtigen, wird die Vereinbarung erst
zum Ausstrahlungsende der Saison 2014/2015 aufge-
hoben. Eine neue Ausschreibung für die Vergabe der
folgenden Spielzeiten muss unter transparenten und
nichtdiskriminierenden Voraussetzungen sowie für ei-
ne nicht unverhältnismäßig lange Dauer bis späte-
stens Ende Januar 2015 organisiert werden. Die Be-
hörde ordnete zudem der Gruppe Canal Plus an, jeg-
liche Mitteilung nach außen oder an ihre Abonnenten
zu unterlassen, die die Vergabe der Exklusivrechte an
der Top 14 für die kommenden fünf Spielzeiten bis
2018/2019 betreffen.

• Autorité de la concurrence, décision n◦14-MC-01 du 30 juillet 2014
relative à la demande de mesures conservatoires présentée par la
société beIN Sports France dans le secteur de la télévision payan-
te (Wettbewerbsbehörde, Beschluss Nr. 14-MC-01 vom 30. Juli 2014
über den Antrag auf Sicherungsmaßnahmen im Bereich des Bezahl-
fernsehens, eingereicht von der Gesellschaft beIN Sports France)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17182 FR

Amélie Blocman
Légipresse

CSA verweigert drei DVB-T-Sendern den
Wechsel vom Bezahlfernsehen in die offenen
Kanäle

Nach eingehender Prüfung hat der Conseil supérieur
de l’audiovisuel (Rundfunkaufsichtsbehörde − CSA)
am 29. Juli 2014 entschieden, dass die Voraussetzun-
gen für den Wechsel vom Bezahlfernsehen zum Free-
TV für drei digitale Pay-TV-Sender, die einen entspre-
chenden Antrag gestellt hatten − LCI (TF1-Gruppe),
Paris Première (Medienkonzern M6) und Planète Plus
(Gruppe Canal Plus) − nicht erfüllt seien. Besagte
Sender haben mit starken Einbußen ihrer Einkünfte
zu kämpfen, die hauptsächlich aus den von den Ver-
triebsgesellschaften gezahlten Entgelten aus Abonne-
ments bestehen (CanalSat, Numericable04046).

Gemäß dem Gesetz vom 15. November 2013, mit
dem Artikel 42-3 des Gesetzes vom 30. September
1986 geändert wurde, kann die Regulierungsbehör-
de einen derartigen Wechsel vom Bezahlfernsehen
zum Free-TV (oder umgekehrt) erlauben, wenn be-
stimmte Vorgaben erfüllt sind: Einhaltung des Plura-
lismus, Gewährleistung der Gleichgewichte auf dem
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Werbemarkt und Förderung der Qualität und der Viel-
falt der Programme. Der CSA hatte somit zu beur-
teilen, welche Auswirkungen die Anträge im Einzel-
nen und in ihrer Gesamtheit auf den Wettbewerb und
die redaktionellen Inhalte haben würden. Zu diesem
Zweck unternahm der CSA eine Folgenabschätzung,
insbesondere der wirtschaftlichen Folgen, eine öffent-
liche Anhörung der Antragsteller sowie eine Anhörung
von Dritten, die dies wünschten. Zudem holte er eine
Stellungnahme der Autorité de la concurrence (Wett-
bewerbsbehörde) ein. In einem ersten Schritt unter-
suchte der CSA die Konjunkturlage auf dem Werbe-
markt. Der CSA stellte fest, dass hier ein starker Rück-
gang der Werbeeinnahmen der Sender zu verzeich-
nen sei, und urteilte, der Werbemarkt könne zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt keine weiteren neuen Sender
im Free-TV verkraften, da die bereits bestehenden, oh-
nehin fragilen Free-TV-Sender dadurch zusätzlich ge-
schwächt würden. Mit Blick auf Angebot und Nachfra-
ge bei der Fernsehnutzung befand er, dass der Ein-
tritt eines oder mehrerer neuer Free-TV-Sender in eine
Fernsehlandschaft mit bereits 25 Sendern die Gefahr
eines TV-Konsumentenwechsels auf Kosten der ande-
ren frei empfangbaren Kanäle berge. Die Aufsichtsbe-
hörde befand zudem, dass die Anträge die redaktio-
nelle Vielfalt der aktuellen digitalen unverschlüssel-
ten Sender beeinträchtige. Mit Blick auf den Antrag
von LCI erklärte der CSA, ein dritter unverschlüsselter
Nachrichtensender, der sich ausschließlich aus Wer-
beeinnahmen finanziere, könne die beiden anderen
bereits bestehenden Newskanäle (I>Télé und BFM TV)
destabilisieren, da der eine erst seit Kurzem ein aus-
gewogenes Betriebsergebnis verzeichne und der an-
dere noch defizitär arbeite. Auch bei Paris Première ur-
teilte der CSA, ein Wechsel ins Free-TV beeinträchtige
die wirtschaftliche und finanzielle Lebensfähigkeit der
bestehenden frei empfangbaren TV-Sender mit ähnli-
chem Programmangebot und Publikum. Und schließ-
lich urteilte die Aufsichtsbehörde bei Planète Plus, die
Bereitstellung eines zweiten Dokumentarsenders im
Free-TV erscheine verfrüht, da der erste Spartensen-
der mit diesem Format erst 2012 auf Sendung gegan-
gen sei und noch nicht rentabel arbeite. Somit seien
die Voraussetzungen für den Wechsel der drei Sender
ins Free-TV vorerst nicht gegeben, was aber nicht hei-
ße, dass bei einer zukünftigen positiven Marktentwick-
lung die Anträge nicht erneut geprüft werden könn-
ten.

TF1 hatte seinen Antrag auf Wechsel seines Senders
LCI ins Free-TV als überlebenswichtig für den Sender
bezeichnet und reagierte dementsprechend auf den
Beschluss des CSA mit der Ankündigung, LCI zum En-
de des Jahres hin einzustellen.

• Conseil supérieur de l’audiovisuel, Décision n◦2014 - 357 du 29 juil-
let 2014 relative à la demande d’agrément de la modification des mo-
dalités de financement du service de télévision hertzienne terrestre
La Chaîne Info (LCI) (CSA-Beschluss Nr. 2014-357 vom 29. Juli 2014
über den Antrag auf Bewilligung der Änderung der Finanzierungsmo-
dalitäten des DVB-T-Senders La Chaîne Info (LCI))
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17179 FR

• Conseil supérieur de l’audiovisuel, Décision n◦2014 - 358 du 29 juil-
let 2014 relative à la demande d’agrément de la modification des
modalités de financement du service de télévision hertzienne terre-
stre Paris Première (CSA-Beschluss Nr. 2014-358 vom 29. Juli 2014
über den Antrag auf Bewilligung der Änderung der Finanzierungsmo-
dalitäten des DVB-T-Senders Paris Première)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17180 FR
• Conseil supérieur de l’audiovisuel, Décision n◦2014-359 du 29 juillet
2014 relative à la demande d’agrément de la modification des mo-
dalités de financement du service de télévision hertzienne terrestre
Planète + (CSA-Beschluss Nr. 2014-359 vom 29. Juli 2014 über den
Antrag auf Bewilligung der Änderung der Finanzierungsmodalitäten
des DVB-T-Senders Planète +)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17181 FR

Amélie Blocman
Légipresse

GB-Vereinigtes Königreich

Ofcom ergreift Massnahmen zur Gewährlei-
stung gleicher Rahmenbedingungen für Kon-
kurrenten von BT bei der Bereitstellung su-
perschneller Breitbanddienste

Am 19. Juni 2014 hat der britische Regulierer Ofcom
neue Maßnahmen vorgeschlagen, mit denen erreicht
werden soll, dass der größte britische Anbieter von
Telefon- und Breitbanddiensten, die BT, Schritte unter-
nimmt, um den Wettbewerb am zunehmend wichtiger
werdenden Markt für Breitband mit sehr hoher Bitrate
für Endkunden zu fördern.

BT kontrolliert und unterhält einen wesentlichen Teil
der Breitbandinfrastruktur bzw. -netze im Vereinigten
Königreich und kann somit die Preise für die Nutzung
der Infrastruktur durch dritte Wettbewerber - z.B. Vir-
gin - wirksam beeinflussen; diese Nutzung der BT-
Netze durch andere Anbieter wird als „virtuelle Ent-
bündelung des Teilnehmeranschlusses" (virtual un-
bundled local access - VULA) bezeichnet. BT kann ih-
ren eigenen Kunden sehr wettbewerbsfähige Preise
anbieten, indem sie die Preise für Endkunden so ge-
staltet, dass diese nahe der Preise für Großkunden für
das Dienstangebot liegen; dies bedeutet in anderen
Worten, dass BT theoretisch mit den geringsten Span-
nen arbeiten und ihren Kunden günstige Tarife anbie-
ten kann - und so in der Lage ist, Konkurrenten zu un-
terbieten, die ihr Breitbandangebot über das BT-Netz
erbringen.

Um zu verhindern, dass BT am Markt auf unlautere
Weise Vorteile nutzt und um die Ertragslage von Breit-
bandanbietern sowie den Wettbewerb am Breitband-
markt zu gewährleisten, sehen die jüngsten Vorschlä-
ge der Ofcom u.a. vor, dass BT eine ausreichende
Spanne zwischen ihrem Großkundenpreis und den Ta-
rifen für superschnelles Breitband für Endkunden ein-
halten muss, so dass für alle Breitbandanbieter glei-
che Bedingungen bestehen.
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Ofcom schlägt die Einführung einer Regelung vor,
nach der BT sicherzustellen hat, dass die Spanne zwi-
schen den Großkunden-VULA-Entgelten und den End-
kundentarifen für superschnelles Breitband so hoch
ist, dass Wettbewerber mithalten und Gewinne erzie-
len können.

BT betreibt einen Sportsender, BT Sport, der für Abon-
nenten des superschnellen Breitbands kostenlos ist,
während z.B. Sky Sports gebührenpflichtig ist. Damit
bezuschusst BT den Sender BT Sport oder führt ihn
als Lockangebot, um neue Breitbandkunden zu gewin-
nen. Die neuen vorgeschlagenen Regeln würden dazu
führen, dass die Kosten und Erlöse, die im Zusammen-
hang mit BT Sport anfallen, mit in die Berechnung der
von BT einzuhaltenden Spanne zwischen Großkunden-
kosten und Endkundenentgelten einbezogen werden
müssten.

Es sei hier darauf hingewiesen, dass diese Vorschlä-
ge von Ofcom nicht in Zusammenhang mit der jüng-
sten vorläufigen Entscheidung vom 19. Juni 2014 ste-
hen, in der eine vom Breitbandanbieter Talk Talk ge-
gen BT vorgebrachte Beschwerde abgelehnt wurde;
darin hatte Talk Talk geltend gemacht, dass BT gegen
das Wettbewerbsgesetz 1998 und gegen Art. 102 des
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Uni-
on (AEUV) verstoßen habe, weil keine ausreichende
Spanne zwischen VULA-Großkundenpreisen und den
Endkundenpreisen für das superschnelle Breitband
eingehalten worden sei. Ofcom prüfte die Beschwerde
nach Paragraf 25 des Wettbewerbsgesetzes 1998, um
festzustellen, ob seitens BT ein Missbrauch ihrer be-
herrschenden Stellung nach britischem und EU-Recht
vorliegt.

Vorläufige Ergebnisse der Prüfung deuten darauf hin,
dass in diesem Fall kein Missbrauch einer beherr-
schenden Stellung durch BT vorlag, der darin beste-
hen würde, durch eine missbräuchliche Reduzierung
der Spannen die Angebote anderer Breitbandanbieter
unrentabel zu machen, soweit die anderen Anbieter
ihre Endkundentarife nicht erhöhen mussten - mit der
Folge, dass sie im Vergleich zu BT nicht mehr wettbe-
werbsfähig sind.

• Ofcom announcement, 19 June 2014 (Mitteilung der Ofcom vom 19.
Juni 2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17160 EN
• Complaint by Talk Talk Telecom Group Plc (Beschwerde von Talk Talk
Telecom Group Plc)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17161 EN

Julian Wilkins
Blue Pencil Set

Ofcom bestimmt, wann ein Sachprogramm
im Fernsehen Werbung ist und wann eine
Dienstleistung unangemessen herausragend
dargestellt wird

In seiner Entscheidung vom 28. Juli 2014 kommt der
Regulierer Ofcom zu der Auffassung, dass das Pro-
gramm „Business Talk with Sufi" des Senders ATN
Bangla gegen den Verhaltenskodex verstoßen hat,
indem ein aktuellen Themen gewidmetes Sachpro-
gramm für Werbezwecke genutzt wurde und das Lei-
stungsangebot eines Restaurants in der Sendung un-
angemessen herausragend dargestellt wurde, ohne
dass dafür redaktionelle Gründe bestanden.

Nach dem Kommunikationsgesetz 2003 hat Ofcom die
satzungsgemäße Pflicht, Standards für die Ausstrah-
lung von Inhalten im Rundfunk festzulegen; dazu ge-
hört die Überwachung der Einhaltung der Richtlinie
über audiovisuelle Mediendienste (AMDR), die die EU-
geltenden Standards für Werbung im Rundfunk vor-
gibt. Die AMDR spiegelt sich in Paragraf 9 des Broad-
casting Code der Ofcom wider.

Die Erläuterungen zu Regel 9.4 dieses Kodex lauten:
„Im Allgemeinen sollten Hinweise auf Produkte und
Dienstleistungen nicht in wohlwollenden oder über-
triebenen Formulierungen erfolgen, und über Prei-
se und Bezugsmöglichkeiten sollte nicht gesprochen
werden."

In den Erläuterungen zu Regel 9.5 des Kodex ist zu le-
sen: „Unabhängig davon, ob ein Produkt, eine Dienst-
leistung oder eine Handelsmarke im Programm aus
rein redaktionellen Gründen ... oder als Ergebnis einer
geschäftlichen Vereinbarung zwischen Sender oder
Produzent und einem dritten Geldgeber im Programm
erscheint ..., muss eine redaktionelle Berechtigung für
die Aufnahme ins Programm bestehen. Der Umfang
der herausragenden Darstellung eines Produkts, einer
Dienstleistung oder einer Handelsmarke ist anhand
des redaktionellen Inhalts, in dessen Zusammenhang
der Hinweis fällt, zu beurteilen."

Der Sender ATN Bangla, im Besitz der ATN Bangla UK
Limited, bietet britischen Bangladeshi ein aus Nach-
richten und Unterhaltung bestehendes Programm.
Die Sendung „Business Talk with Sufi" ist erfolgrei-
chen bangladeschischen Geschäftsleuten im Vereinig-
ten Königreich gewidmet, und am 8. April konzentrier-
te sich die Sendung auf ein Restaurant in London mit
dem Namen „Riverside Lounge".

Die Eigentümer der Riverside Lounge äußerten sich
während der Sendung zum Restaurant und sagten
u.a.: „Das kostet £13.99. Sie können so viel essen, wie
Sie wollen, ohne ein Getränk. Das Getränk müssen sie
extra bestellen, und es kostet extra. Aber wir geben
einen Rabatt von 25%. Das macht dann £10.50, und
wir geben auch auf Getränke Rabatt ..."
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Eine weitere Aussage der Eigentümer war: „Bitte kom-
men Sie zwischen Montag und Donnerstag, und wir
geben Ihnen 25% Rabatt. Und zwar auf alles."

Dann hatten Zuschauer die Möglichkeit, in der Sen-
dung anzurufen, und die meisten Anrufer äußerten
sich lobend über das Restaurant. Zwei der Anrufer wa-
ren ein anderer Geschäftsführer der Riverside Lounge
und ein Vertreter von ATN.

Der Moderator Sufi hat versucht, zu kritischen Anmer-
kungen zu ermuntern; und es gab auch Kritik hinsicht-
lich der Parkmöglichkeiten und der Kosten der Geträn-
ke.

Die Eigentümer des Restaurants hatten Sendezeit
zur Verfügung, um zu erzählen, wie schwierig es ist,
ein Restaurant aufzubauen, dass man im ersten Jahr
nichts verdient und dass man einiges an Startkapital
braucht.

Ofcom gelangte jedoch zu der Auffassung, dass die
Rundfunkgesellschaft mit der Sendung gegen die
Ofcom-Regel 9.4 verstoßen hat, da der Inhalt über-
wiegend aus Werbung bestand, Dienstleistungen und
Preise des Restaurants herausgestellt wurden - jedoch
keine objektive Darstellung, wie man ein Restaurant
aufbaut und erfolgreich führt.

Ofcom hat darüber hinaus festgestellt, dass ATN
Bangla auch gegen Regel 9.5 verstoßen hat, weil
die Dienstleistungen des Restaurants ohne redaktio-
nelle Begründung unangemessen herausragend dar-
gestellt wurden. Die redaktionelle Begründung muss
im Gesamtzusammenhang, in dem die Hinweise auf
die Dienstleistungen erfolgen, gesehen werden. Of-
com anerkennt zwar, dass sich das Programm schwer-
punktmäßig mit erfolgreichen Unternehmen beschäf-
tigt und dass gewisse Hinweise auf Art, Umfang und
Tätigkeit des Unternehmens notwendig sind, doch
tendierte der Inhalt des besagten Programms insge-
samt in Richtung Promotion oder Werbung für die
Dienstleistungen und die Qualität des Restaurants;
Beispiele dafür sind: „Sie können so viel essen, wie
sie wollen. Viele Familien kommen zu uns, und es
schmeckt ihnen sehr gut. Bei uns gibt es auch Mr.
Naga-Saucen. Wir brauchen vier, fünf Dosen Mr. Na-
ga am Tag."

Bei seinen Erwägungen berücksichtigte Ofcom auch
die Tatsache, dass es im Vorfeld bereits Verstöße von
ATM Bangla gegen die Regeln 9.4 und 9.5 gegeben
hatte; der Regulierer hat sich um ein Gespräch mit
Vertretern des Senders über Compliance-Systeme be-
müht.

• Ofcom broadcast bulletin, “Business Talk with Sufi”, Issue 259, 28
July 2014, p.26 (Ofcom Broadcast Bulletin, “Business Talk with Sufi”,
Nr. 259, 28. Juli 2014, S. 26)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17162 EN

Julian Wilkins
Blue Pencil Set

Selbstregulierungsbehörde rügt Werbung zu
Freemium-Spiel „Dungeon Keeper“

Die Selbstregulierungsbehörde der britischen Werbe-
industrie, die Advertising Standards Authority („ASA“),
hat am 02. Juli 2014 in einer Entscheidung die Wer-
bung des Herstellers von Elektronikspielen Electronic
Arts (EA) für sein Spiel „Dungeon Keeper“ gerügt.

Bei dem Spiel „Dungeon-Keeper“ handelt es sich um
ein sogenanntes Freemium-Spiel, bei dem das Spiel
grundsätzlich kostenfrei zu erhalten ist, die Spieler
sich aber durch In-Game-Käufe Vorteile in Form von
Ausrüstung, Guthaben und ähnlichem für den weite-
ren Spielverlauf verschaffen können.

Nach Auffassung der ASA sei es zwar grundsätzlich
möglich, das Spiel auch ohne jede finanzielle Investi-
tion zu Ende zu spielen. Dies dauere allerdings deut-
lich länger und stelle eine derart große Einschränkung
der Spielmechanik dar, dass davon auszugehen sei,
dass sich Nutzer in einer Situation wiederfinden wer-
den, in der sie sich zu In-Game-Käufen gedrängt fühl-
ten. EA hatte zuvor erklärt, dass keinerlei Zwang für
die Spieler bestehe, Geld auszugeben, und dass „Dun-
geon Keeper“ mit vielen anderen Freemium-Titeln ver-
gleichbar sei. Diesen Argumenten folgte die ASA aber
nicht. Folgerichtig war die E-Mail-Kampagne, in der EA
das Spiel als „kostenlos“ beworben hatte, als irrefüh-
rende Werbung zu rügen.

Der Elektronikspiele-Hersteller EA darf in Folge der
Entscheidung der ASA das Spiel nun nicht mehr in der
bisherigen Form bewerben und muss Kunden zukünf-
tig darauf hinweisen, dass es beim Spielen von „Dun-
geon Keeper“ ohne In-Game-Käufe zu den beschrie-
benen Limitierungen kommen kann.

• ASA adjudication, 2 July 2014 (Entscheidung der ASA vom 2. Juli
2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17176 EN

Tobias Raab
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR),

Saarbrücken/ Brüssel

HU-Ungarn

Neue Steuer für Medien- und Werbesektor

Im Sommer 2014 führte der ungarische Gesetzgeber
eine Sondersteuer ein, welche den gesamten inländi-
schen Medienmarkt wesentlich verändern könnte. Das
Werbesteuergesetz, welches Mitte Juli in Kraft trat,
legt eine neue Abgabe auf Werbeeinnahmen fest. Die
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Definition der Steuerpflichtigen umfasst eine ziemli-
che große Bandbreite. Die neue Sondersteuer hat Pro-
test bei allen Marktteilnehmern hervorgerufen. Neben
elektronischen, Print- und Online-Presseerzeugnissen
wird die Steuerpflicht auch auf Außen- und Internet-
werbung ausgeweitet. Nach dem Willen des Gesetz-
gebers ist die Steuer nicht nur von Unternehmen mit
Sitz in Ungarn, sondern auch von anderen Gesellschaf-
ten zu zahlen, die Dienste in ungarischer Sprache an-
bieten, ihre Steuern jedoch im Ausland entrichten.
Der anzuwendende Sondersteuersatz steigt progres-
siv. Bei Werbeeinnahmen bis 0,5 Mrd. HUF (ca. EUR
1,6 Mio.) liegt der aktuelle Satz bei 0%, bei 0,5 bis 5
Mrd. beträgt er 1%; über 5 Mrd. liegt der Satz bei 10%
und steigt für jede weitere 5 Mrd. um 10% bis zu ei-
nem Höchstsatz von 40%, der bei Werbeeinnahmen
von 20 Mrd. und mehr fällig wird.

In der dritten Woche nach der Verabschiedung des Ge-
setzes wurden die ursprünglichen Bestimmungen ge-
ändert, um die Bandbreite der Körperschaften zu er-
weitern, die potenziell steuerpflichtig sind. Diese Er-
weiterung diente dazu, mögliche Wege der Steuerver-
meidung zu schließen. Zahlt die Körperschaft, welche
die Werbung verbreitet, keine Steuer auf ihre Werbe-
einnahmen, ist die fällige Steuer von der Person zu
entrichten, die die Werbung in Auftrag gegeben hat. In
diesem Fall liegt der Steuersatz bei pauschal 20%, der
nur für monatliche Werbeausgaben über HUF 2,5 Mio.
(ca. EUR 8.000) zu zahlen ist. Diese Änderung zielt in
erster Linie darauf ab, Steuern auf Werbung auf multi-
nationalen Internetoberflächen wie Facebook oder für
Werbung auf im Ausland registrierten Kanälen, die In-
halte in ungarischer Sprache zeigen und deren Dien-
ste auf den ungarischen Markt zielen (dies gilt für 75%
des ungarischen Fernsehmarkts), zu erheben. Gegen-
wärtig ist unklar, ob diese Gesetzgebung in der Praxis
umsetzbar ist und welcher Verwaltungsaufwand für
die betroffenen Behörden damit verbunden ist.

Es gibt erhebliche Zweifel an der Sinnhaftigkeit der
neuen Sondersteuer. Einerseits ist aus Haushaltssicht
der erwartete Ertrag eher bescheiden. Andererseits
bürdet die Steuer einem breiten Spektrum an kom-
merziellen Unternehmen enorme Verwaltungspflich-
ten auf, während gleichzeitig das Spektrum der Steu-
erpflichten ausgeweitet wird, was ebenfalls zu zusätz-
lichen Verwaltungskosten führen wird, da die Steu-
erbehörde die Einhaltung des Gesetzes überwachen
muss.

Die Unsicherheiten im Medienmarkt werden dadurch
verstärkt, dass bisher nicht geklärt ist, ob internetba-
sierte multinationale Anbieter die Werbesteuer zahlen
werden oder ob letztendlich nur ungarische Medien-
unternehmen der Steuer unterliegen werden, da sie
von ausländischen Anbietern tatsächlich nicht einge-
trieben werden kann.

• 2014. évi XXII. törvénya reklámadóról (Werbesteuergesetz)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17143 HU

• 2014. évi XXXIV. törvénya reklámadóról szóló 2014. évi XXII. tör-
vény eltérő szöveggel való hatálybalépéséről és azzal összefüggő
egyes adótörvények módosításáról (Änderungen zum neuen Werbe-
steuergesetz)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17144 HU

Krisztina Nagy
Mertek Media Monitor

IE-Irland

Klage gegen gleichgeschlechtliche Ehe auf-
rechterhalten

In seiner Sitzung vom Juni 2014 hat der Compliance-
Ausschuss der Broadcasting Authority of Ireland (BAI
- irische Rundfunkbehörde) eine Klage aufrechterhal-
ten, die von der Family and Media Association an-
gestrengt worden war, einer Organisation, die sich
für die Verteidigung katholischer Werte im Hinblick
auf die Familie in den Medien einsetzt. Bei der Kla-
ge ging es um eine Rundfunkdiskussion über einge-
tragene Partnerschaften in Irland, die am 20. Januar
in der Sendung von RTÉ-Radio One’s Mooney Show
stattfand. Während der Sendung forderte der Modera-
tor seine Gäste auf, ihre Meinung zu einem Referen-
dum für eine Gesetzesänderung und die Einführung
gleichgeschlechtlicher Ehen in Irland zu schildern.

Paragraph 48 des irischen Rundfunkgesetzes von
2009 gibt Zuhörern und Zuschauern die Möglichkeit,
sich über Rundfunkinhalte zu beschweren, wenn sie
der Meinung sind, dass diese nicht mit Rundfunkco-
des und -vorschriften im Einklang stehen. Die Kläge-
rin argumentierte, dass die Sendung über eingetra-
gene Partnerschaften in Irland gegen den BAI-Kodex
für Fairness, Objektivität und Unparteilichkeit in Nach-
richten und aktuellen Berichten (Code of Fairness, Ob-
jectivity and Impartiality in News and Current Affairs)
(IRIS 2013-5/24) verstößt. Weiter machte sie geltend,
dass während der Diskussion sowohl der Moderator
als auch die Gäste sich implizit und explizit eindeu-
tig für gleichgeschlechtliche Partnerschaft ausgespro-
chen hätten und dass in der Sendung keine Stimmen
gegen die Einführung der gleichgeschlechtlichen Ehe
zu Wort gekommen seien. Außerdem wurde kritisiert,
dass der Moderator in der Sendung seine persönlichen
Ansichten offen zum Ausdruck gebracht und gesagt
habe: ‚Ich hoffe, wir bekommen die Homo-Ehe 04046.
Ich hoffe, sie wird kommen.’

Der Sender erklärte, dass die Diskussion nach der Ver-
öffentlichung der Zahlen über eingetragene Partner-
schaften stattgefunden habe, die in Irland seit 2011
geschlossen worden seien. Im Rahmen der Sendung
hatte RTÉ Radio zwei Gäste eingeladen, um über ih-
re Erfahrungen einer eingetragenen Partnerschaft zu
diskutieren. So berichtete ein Herr Murphy, eine der
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ersten Personen im Land, die eine solche eingetrage-
ne Partnerschaft geschlossen haben, über seine per-
sönlichen Erfahrungen, und ein Herr Brady vom Gay
and Lesbian Equality Network war eingeladen worden,
um über die Gay-Community zu berichten.

Bei der Aufrechterhaltung der Klage stellte der
Compliance-Ausschuss fest, dass es bei einzelnen
Aspekten der Sendung zwar um Tatsachen gegangen
sei, die von menschlichem Interesse waren, vor allem,
was die persönlichen Erfahrungen von Herrn Murphy
betrifft, und um praktische Aspekte der eingetrage-
nen Partnerschaft. Bei der Diskussion über die gleich-
geschlechtliche Ehe habe es sich jedoch um ein aktu-
elles Thema gehandelt, das Gegenstand aktueller öf-
fentlicher Diskussionen und Kontroversen sei. Das sei
der Fall gewesen, obwohl es zu diesem Zeitpunkt kei-
ne Kampagne für ein Referendum gegeben habe, das
eine Gesetzesänderung zugunsten gleichgeschlechtli-
cher Ehen gefordert habe.

Da es sich bei der Diskussion über die gleichge-
schlechtliche Ehe um eine Frage von aktueller Brisanz
handle, würden die allgemeinen Anforderungen nach
Fairness, Objektivität und Unparteilichkeit gelten. Bei
einer Prüfung der Sendung kam der Compliance-
Ausschuss zu dem Schluss, dass sowohl die Gäste als
auch der Moderator sich eindeutig für eine solche Ge-
setzesänderung in Irland ausgesprochen haben. Da
in der Sendung keine anderen Stimmen zu Wort ge-
kommen seien, was normalerweise für Diskussionen
über aktuelle Fragen erforderlich sei, wäre es Aufga-
be des Moderators gewesen, einen gegensätzlichen
Standpunkt zu vertreten. Dies sei jedoch nicht der Fall
gewesen.

Die Entscheidung des Compliance-Ausschusses wur-
de von der National Union of Journalists (NUJ - natio-
naler Journalistenverband) kritisiert. Die NUJ hat der
BAI gegenüber in einer Stellungnahme Bedenken zum
Ausdruck gebracht, dass diese Entscheidung bedeu-
te, dass Rundfunksender verpflichtet seien, alterna-
tive Ansichten zu suchen oder sicherzustellen, dass
Moderatoren ein Gegengewicht zu den Ansichten ih-
rer Gäste darstellen sollten.

• Broadcasting Authority of Ireland, Broadcasting Complaints Deci-
sions, August 2014 (Irische Rundfunkbehörde, Entscheidungen über
Beschwerden gegen Rundfunksendungen, August 2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17167 EN

Damien McCallig
School of Law, National University of Ireland, Galway

Bericht der Beratungsgruppe für Internetin-
halte veröffentlicht

Am 24. Juni 2014 hat der Minister für Kommunikation,
Energie und Naturressourcen in Irland den Bericht der

Internet Content Advisory Group vorgestellt. Der Bera-
tungsgruppe für Internetinhalte gehören Experten aus
dem Bereich Kinder- und Jugendschutz und Online-
Verhalten an, ferner Juristen, Fachleute aus Technik
und Wirtschaft und ein Studentenvertreter. Aufgabe
der Gruppe war, aktuelle Fragen im Zusammenhang
mit Online-Inhalten zu untersuchen und zu prüfen,
welche Auswirkungen Online-Inhalte auf das Leben
von Kindern und Jugendlichen haben (siehe IRIS 2014-
4/22).

Die Gruppe sollte untersuchen, welche Auswirkungen
der dramatische Anstieg der Internetnutzung auf die
Gesellschaft, vor allem aber auf Kinder und Jugend-
liche hat. Konkret ging es dem Ministerium darum,
von der Gruppe Empfehlungen zum bestehenden na-
tionalen Rechts- und Regulierungsrahmen und Ant-
worten auf Fragen im Zusammenhang mit Internet-
Content-Governance zu erhalten, vor allem in Bezug
auf Internet-Missbrauch und den Zugriff auf Inhalte,
die für Kinder und Jugendliche schädlich sein können.

Vorher war eine öffentliche Konsultation zu diesem
Thema durchgeführt worden, in deren Rahmen 59
Antworten von Bürgern, der Wirtschaft, gemeinnützi-
gen Organisationen und repräsentativen Gruppen ein-
gegangen waren. Die Beratungsgruppe hat auch Kon-
takt zu den großen internationalen Unternehmen auf-
genommen, die in Irland ansässig und in diesem Be-
reich tätig sind, darunter Facebook, Google, Twitter
und Three Ireland.

Der Bericht enthält eine Reihe von Empfehlungen, die
nach Auffassung der Beratungsgruppe zu einer besse-
ren Koordinierung der bestehenden Maßnahmen bei-
tragen werden und Orientierung und Unterstützung in
den Bereichen bieten, wo dies am dringendsten erfor-
derlich ist. Die Gruppe empfiehlt auch eine Konsoli-
dierung der Fähigkeit der irischen Regierung für einen
besseren Umgang mit den Chancen und unvermeid-
baren Risiken, die aus der Konvergenz des weltweiten
Internet resultieren.

Insgesamt hat die Gruppe 30 konkrete Empfehlungen
vorgelegt, unter anderem:

- Das Amt für Internetsicherheit (Office for Internet Sa-
fety) sollte so umgestaltet werden, dass es allein für
Fragen der Durchsetzung von Gesetzen und Maßnah-
men zur Bekämpfung illegaler Online-Inhalte zustän-
dig ist;

- das Ministerium für Kommunikation, Energie und
Naturressourcen sollte mit der Koordinierung der
Internet-Content-Politik auf Regierungsebene beauf-
tragt werden;

- die Zuständigkeit für die Umsetzung der Bestimmun-
gen der Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste
in Bezug auf Abrufmediendienste sollte an die irische
Rundfunkbehörde übertragen werden;

- es sollte eine ressortübergreifende Arbeitsgruppe
eingesetzt werden, die geeignete Mechanismen er-
arbeitet, um sicherzustellen, dass Internetsicherheit
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und digitale Kompetenzen sowohl in Grund- als auch
in weiterführenden Schulen auf dem Lehrplan stehen;

- das Gesetz über die Regulierung der Kommunikation
(Änderung) von 2007 sollte so geändert werden, dass
die Definition „des Sendens von Nachrichten, die grob
beleidigend, anstößig, obszön oder Drohungen sind“,
auch für die ‘elektronische Kommunikation’ gilt;

- Internetprovider und die Betreiber von Mobilfunknet-
zen sollten ermutigt werden, spezielle Kinderschutz-
vorrichtungen und Dienste als Teil ihres Angebots an-
zubieten; und

- eine Reihe von Sensibilisierungsmaßnahmen, um
Wege aufzuzeigen, um Kinder vor dem Zugang zu In-
halten zu schützen, die für sie ungeeignet sind.

Nach der Veröffentlichung des Berichts kündigte der
Minister die Einsetzung einer Gruppe für die Um-
setzung der Empfehlungen an, die der Leitung des
Ministeriums für Kommunikation, Energie und Na-
turressourcen unterstellt sein soll und der Vertre-
ter des Ministeriums für Kinder- und Jugendfragen,
des Bildungsministeriums, des Ministeriums für Justiz
und Gleichberechtigung und des Gesundheitsministe-
riums angehören sollen. Ihre Aufgabe wäre, die Emp-
fehlungen abzusegnen und ihre Umsetzung zu über-
wachen.

• Report of the Internet Content Governance Advisory Group, May
2014 (Bericht der Beratungsgruppe für Internetinhalte, Mai 2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17163 EN
• Department of Communications, Energy and Natural Resources,
Press Release: Communications Minister announces new framework
for the oversight of internet content, 24 June 2014 (Ministerium
für Kommunikation, Energie und Naturressourcen, Pressemitteilung:
Kommunikationsminister kündigt neuen Rechtsrahmen für die Über-
wachung von Internetinhalten an, 24. Juni 2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17164 EN

Damien McCallig
School of Law, National University of Ireland, Galway

In Irland am Start: Mobilfunk der vierten Ge-
neration und Eircom TV

Am 28. Mai 2014 hat die Europäische Kommission die
780 Millionen-Übernahme von O2-Ireland, dem zweit-
größten Mobilfunkbetreiber des Landes, durch Three
Ireland, dem kleinsten und jüngsten Betreiber, geneh-
migt. Damit erreicht Three Ireland einen Marktanteil
von 37%.

Als die geplante Übernahme im Oktober 2013 der
Kommission angemeldet worden war, hatte die Kom-
mission Bedenken, dass sie ohne Auflagen zu höhe-
ren Preisen und weniger Wettbewerb führen könnte.
Hutchinson (Markenname Three Ireland) hat eine Rei-
he von Verpflichtungen angeboten, um die Bedenken
der Brüsseler Wettbewerbshüter auszuräumen. Die

Übernahme wurde somit unter der Bedingung geneh-
migt, dass Three Ireland den Markteintritt von zwei
neuen Betreibern virtueller Mobilfunknetze (MVNO) in
Irland gewährleistet, wobei ein Betreiber - nicht bei-
de - die Möglichkeit haben muss, sich als gleichwer-
tiger, vollwertiger Mobilfunknetzbetreiber zu etablie-
ren, wobei diese Option ab dem 1. Januar 2016 für die
Dauer von 10 Jahren bestehen wird. Eine weitere An-
forderung an Three Ireland besteht darin, dass bis zu
30% der Netzkapazität des Unternehmens nach dem
Zusammenschluss neuen Mobilfunkbetreibern gegen
einen Festbetrag zu überlassen sind. Dabei ist die
Kommission der Auffassung, dass „dieses Modell effi-
zienter (ist) als das von MVNO in Europa üblicherweise
verwendete Pay-as-you-go-Modell, bei dem sich das
Entgelt für den Netzzugang nach der tatsächlichen
Nutzung durch die Kunden richtet". Die Prüfung der
Kommission hat in dem Fall ergeben, dass „das Mo-
dell für den irischen Telekommunikationsmarkt geeig-
net ist". Eine weitere Bedingung ist, dass Three Ire-
land dem Betreiber Eircom (Meteor) verbesserte Be-
dingungen hinsichtlich des „Network Sharing Agree-
ments" anbietet, um sicherzustellen, dass Eircom ein
wettbewerbsfähiger Mobilfunkbetreiber in Irland blei-
ben kann. Eircom hat im September 2013 als erster
4G/LTE-Dienste angeboten und hofft innerhalb von
drei Jahren die Abdeckung auf 90% der Bevölkerung
zu erhöhen. Vodafone bietet 4G-Datendienste seit Ok-
tober 2013 an, und Ende Januar 2014 folgte dann
Three - die Verzögerung ist auf die Übernahme von
O2 zurückzuführen. Derzeit wird erwartet, dass Three
eine separate Vereinbarung mit UPC Ireland anstrebt,
die dazu führen wird, dass der Breitbandanbieter ein
neues Mobilfunkangebot auf dem Netz von Three auf-
legt.

Die irische Commission for Communications Regula-
tions (ComReg; Kommission für Kommunikationsregu-
lierung) jedoch „bleibt bei ihrer festen Überzeugung,
dass Verhaltensauflagen nicht ausreichend sind, um
gegen das strukturelle Wettbewerbsdefizit, das sich
aus der geplanten Übernahme ergeben dürfte, vorzu-
gehen. Trotzdem begrüßt ComReg das Ende der Un-
sicherheiten im Zusammenhang mit der Übernahme
und sieht den vorgezogenen Investitionen in die Net-
ze mit Zuversicht entgegen".

Ein weiteres Feld, in dem es in Irland an Wettbe-
werb mangelt, ist das Angebot an Fernsehdiensten.
Bis vor kurzem beherrschten zwei große Firmen, UPC
und Sky, den Fernsehmarkt. Eircom Ireland hat für
etwas mehr Wettbewerb an diesem Markt gesorgt
und war im Oktober 2013 der erste Anbieter von
Quadplay-Diensten in Irland. Quadplay ist ein inte-
griertes Dienstangebot, das Breitband, Fernsehen, Te-
lefon und Mobilfunk umfasst.

Darüber hinaus hat UTV Ireland Limited (UTV), ein Un-
ternehmen, das in Irland bereits mehrere Hörfunkpro-
gramme betreibt, einen Vertrag über die Bereitstel-
lung von Fernsehinhalten mit der Broadcasting Aut-
hority of Ireland (BAI - irische Rundfunkbehörde) ge-
schlossen; der Vertrag hat eine Laufzeit von zehn Jah-
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ren und beruht auf Paragraf 71 des Irish Broadcasting
Act 2009. UTV hat eine Vereinbarung mit dem briti-
schen ITV geschlossen, die UTV ausschliessliche Sen-
derechte für Programme der ITV Studios - einschl. be-
liebter Serien - für die Republik Irland sichert. UTV
startet die Ausstrahlung ihres neuen irischen Ange-
bots im Januar 2015.

• Pressemitteilung der Europäischen Kommission, „Fusionskontrol-
le: Kommission genehmigt Übernahme von Telefónica Ireland durch
Hutchinson 3G unter Auflagen"
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17184 DE EN FR
• Commission for Communications Regulation (ComReg), Information
Notice ComReg 14/53, 28 May 2014 (Kommission für Kommunikati-
onsregulierung (ComReg), Information Notice ComReg 14/53, 28. Mai
2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17187 EN

Patrick Mannion
School of Law, National University of Ireland, Galway

IT-Italien

AGCOM startet eine öffentliche Anhörung zur
Förderung europäischer Werke durch Anbie-
ter von audiovisuellen Abrufmediendiensten

Am 6. Mai 2014 hat die Autorità per le garanzie nel-
le comunicazioni (die italienische Kommunikationsbe-
hörde - AGCOM) mit Entscheidung Nr. 151/14/CONS
eine öffentliche Konsultation zu der Frage eingeleitet,
ob die Verpflichtungen zur Förderung europäischer
Werke auch für die Anbieter von nicht-linearen (d.h.
Abrufdiensten) audiovisuellen Mediendiensten gelten
sollen (VoD-Anbieter).

Artikel 4 a der Verordnung, die zusammen mit der
AGCOM-Entscheidung Nr. 66/09/CONS verabschiedet
worden war, schreibt vor, dass VoD-Anbieter entwe-
der:

(i) sicherstellen müssen, dass ihre Kataloge minde-
stens 20 % europäischer Werke enthalten, und zwar
berechnet anhand der Gesamtzahl der Programm-
stunden, die jährlich in demselben Katalog angeboten
werden; oder (ii) einen jährlichen finanziellen Beitrag
zur Produktion europäischer Werke oder zum Kauf von
Rechten an solchen Werken leisten müssen. Dieser
Beitrag beläuft sich auf mindestens 5% ihrer Einnah-
men aus audiovisuellen On-Demand-Inhalten, die in
demselben Katalog des vorangegangenen Jahres an-
geboten werden.

Für VoD-Anbieter, die mehr als einen Katalog in ihrem
Programm haben, gelten die Anforderungen für jeden
einzelnen Katalog. VoD-Anbieter haben die Möglich-
keit, diese Vorschriften schrittweise umzusetzen, und
zwar innerhalb von vier Jahren nach Inkrafttreten der
Verordnung (d.h., 5. Mai 2011).

Mit ihrem Änderungsvorschlag, der auch Gegenstand
der öffentlichen Konsultation war, will die AGCOM (a)
klarstellen, dass die Inhalts- und Investitionsquoten
auch für VoD-Anbieter gelten, die nicht verpflichtet
sind, einen Antrag auf allgemeine Zulassung zu stel-
len, und (b) die Option (keine Verpflichtung) für VoD-
Anbieter einführen, europäische Werke in ihrem Kata-
log an hervorgehobener Stelle zu präsentieren.

VoD-Anbieter können entscheiden, ob sie Maßnah-
men einführen, die europäische Werke besonders her-
vorheben. Wenn sich VoD-Anbieter für eine solche
Maßnahme entscheiden (die Einführung erfolgt über
Ko-Regulierungsmaßnahmen), erhalten sie einen Ra-
batt von 20% auf die betreffenden Quoten (entwe-
der Inhalts- oder Investitionsquote, je nachdem, wofür
sich der Anbieter entschieden hat).

Die Frist für die Einreichung von Antworten ist am
4. Juni 2014 abgelaufen. Geantwortet haben unter
anderem Anbieter von audiovisuellen Mediendien-
sten, Branchenverbände und Verbraucherverbände.
Die AGCOM hat bereits im Juni eine Anhörung mit den
Betreibern veranstaltet, und ein weiteres Hearing wird
im September stattfinden, um mögliche Maßnahmen
zur Hervorhebung europäischer Werke zu diskutieren.

• Delibera n. 151/14/CONS, Consultazione pubblica sullo schema di
modifiche e integrazioni al regolamento in materia di obblighi di pro-
grammazione ed investimento a favore di opere europee e di opere di
produttori indipendenti approvato con delibera n. 66/09/CONS (Ent-
scheidung Nr. 151/14/CONS, öffentliche Konsultation zu Änderungen
und Ergänzungen im Zusammenhang mit den Programm- und Inve-
stitionsquoten für europäische Werke und Werke von unabhängigen
Produzenten, angenommen mit Entscheidung Nr. 66/09/-CONS)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17165 IT
• Allegato A alla delibera n. 151/14/CONS: Schema di modifiche
e integrazioni al Regolamento (Anhang A zur Entscheidung Nr.
151/14/CONS: Vorschlag zur Änderung der Verordnung)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17166 IT

Ernesto Apa
Portolano Cavallo Studio Legale

ME-Montenegro

Lizenz für ersten Multiplex-Betreiber

Das montenegrinische Staatsunternehmen Radio-
difuznom centru (Rundfunkzentrum - RZ) wurde als
nationaler Betreiber des ersten Multiplexes für terre-
strischen Digitalrundfunk („Betreiber“) benannt, was
eine wichtige Voraussetzung für den Abschluss des Di-
gitalisierungsprozesses im Land darstellt. Am 19. Juni
2014 erteilte die Agentur für elektronische Medien die
Genehmigung zur Bereitstellung audiovisueller Medi-
endienste auf Abruf an RZ. Zu diesen Diensten ge-
hört die Verbreitung von Katalogen von Hörfunk- und
Fernsehprogrammen an die Endnutzer. Der Betreiber
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muss bis zum 17. Dezember 2014 85% der Bevölke-
rung abdecken.

In der ersten Phase wird der Katalog des ersten Mul-
tiplexes zwei Fernseh- und zwei Hörfunkprogramme
des nationalen öffentlich-rechtlichen Rundfunkveran-
stalters „Radio Television of Montenegro“ beinhalten,
dessen Rundfunkzentrum die Programme kostenlos
und frei zugänglich verbreiten muss. Andere, kom-
merzielle Fernsehsender können ihr Recht auf Zugang
zum ersten Multiplex wahrnehmen, nachdem eine öf-
fentliche Ausschreibung in der zweiten Jahreshälfte
2014 aufgelegt wurde.

Nachdem diese Voraussetzung geschaffen ist, hofft
Montenegro, den Digitalisierungsprozess bis Juni 2015
abzuschließen, wie es von der EU und vom montene-
grinischen Rundfunkgesetz vorgesehen ist.

Die nationale Strategie zur Digitalumstellung wurde
2008 verabschiedet, der Digitalisierungsprozess wur-
de jedoch wegen mangelnder finanzieller und insti-
tutioneller Kapazitäten mehrfach aufgeschoben. Die
Beschaffung digitaler Fernsehsendeanlagen wurde in
Montenegro von der Delegation der Europäischen Uni-
on 2011 gefördert, die Anlagen wurden jedoch auf-
grund von Beschwerden und einem Verfahren we-
gen angeblichen Fehlverhaltens der EU-Delegation im
Ausschreibungsverfahren erst Ende 2013 in Betrieb
genommen. Die Beschwerden wurden zugunsten der
EU-Delegation entschieden, haben jedoch zu einer er-
heblichen Verzögerung bei der Projektumsetzung ge-
führt.

• 1. RDC Odobrenje za AVM usluge br. O-AVMD-10 (Genehmigung zur
Bereitstellung audiovisueller Mediendienste)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17591 SR
• Press release of the EU delegation in Montenegro,“Support to
the digitalization of the Montenegrin public broadcasting - supply
of equipment”, 28 March 2014 (Pressemitteilung der EU-Delegation
in Montenegro, "Föderung der Digitalisierung des montenigrinischen
öffentlich-rechtlichen Rundfunks - Bereitstellung von Anlagen", 28.
März 2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17146 EN

Daniela Brkic
KRUG Kommunikation & Medien

MK-"ehemalige Jugoslawische Republik Maze-
donien"

Weitere Ergänzungen zum Gesetz über
Audio- und audiovisuelle Mediendienste

Im Juli 2014 hat das nationale Parlament im Eilver-
fahren Ergänzungen zum Gesetz über Audio- und au-
diovisuelle Mediendienste ( Çàêîí çà àóäèî è àóäèî -
âèçóåëíè ìåäèóìñêè óñëóãè ) verabschiedet. Demnach
wird der Mazedonische Journalistenverband ZNM künf-
tig nicht mehr mit zwei, sondern mit einem Sitz im

Programmrat des öffentlichen Senders Makedonska
Radio-Televizja (Mazedonischer Rundfunk - MRT) ver-
treten sein. Ein Sitz soll der kürzlich gegründeten
zweitgrößten Berufsjournalistenvereinigung MAN vor-
behalten sein, die als regierungstreu gilt.

In einer Stellungnahme verwies der ZNM auf die Tat-
sache, dass die Regierung dem Parlament die neuen
Bestimmungen ohne vorherige öffentliche Konsulta-
tionen mit den Journalisten und der Medienbranche
des Landes vorgelegt habe.

Die jüngste Gesetzesnovelle sieht ferner vor, sozi-
al Schwache von der Rundfunkgebühr zu befreien,
was nach Schätzungen der Regierung rund 34.000
Haushalten finanzielle Erleichterung verschaffen wür-
de. Der Minister für Informationsgesellschaft und Ver-
waltung begründete die Notwendigkeit, das Gebühre-
nerhebungssystem zu reformieren, folgendermaßen:
„Die für den Fiskus anfallenden Kosten (für die Er-
hebung der Rundfunkgebühren) übersteigen die da-
durch generierten Haushaltseinkünfte. Daher haben
wir die politische Entscheidung getroffen, diese Bür-
ger auf Lebzeiten von der Zahlung der Rundfunk-
gebühr zu befreien und zugleich am Aufbau eines
öffentlich-rechtlichen Rundfunks nach dem Modell an-
derer Balkanstaaten weiterzuarbeiten.“ (Der Minister
wurde in einer Presseerklärung der Regierungspartei
VMRO DPMNE zitiert.)

Die Bürgerrechtsorganisation „Zentrum für Me-
dienentwicklung“ kritisierte die intransparente und
überstürzte Art, mit der die Gesetzesänderung unter
Aussparung der breiten Medienöffentlichkeit durch-
gepeitscht worden sei. Das Zentrum äußerte ins-
besondere die Sorge, der Rückgang des Gebühren-
einkommens könnte die Umgestaltung des MRT in
einen professionellen (den privaten Sendern ebenbür-
tigen) öffentlich-rechtlichen Rundfunkveranstalter ge-
fährden. In ihrem Fortschrittsbericht 2013 verwies die
EU-Kommission ihrerseits auf die Notwendigkeit einer
weiteren Demokratisierung des MRT. Sie stellt in ih-
rem Bericht fest, der öffentlich-rechtliche Sender ha-
be sein inhaltliches Angebot zwar verbessert, aber die
Gewährleistung einer pluralistischen und ausgewoge-
nen Nachrichtenberichterstattung sei bislang nicht in
seiner Politik und Praxis verankert, wie die unaus-
gewogene Wahlkampfberichterstattung während der
Kommunalwahlen 2013 gezeigt habe.

• Çàêîí çà èçìåíóâà»å è äîïîëíóâà»å íà Çàêîíîò çà
àóäèî è àóäèîâèçóåëíè ìåäèóìñêè óñëóãè îä 7 jóëè 2014
(Ergänzungen zum Gesetz über Audio- und audiovisuelle Mediendien-
ste, 7. Juli 2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17186 MK

Borce Manevski
Unabhängiger Medienberater
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NL-Niederlande

Sanktionen gegen öffentlich-rechtlichen
Rundfunk in den Niederlanden wegen Ver-
stoßes gegen die Cookie-Regelung

In ihrer Entscheidung vom 15. Juli 2014 hat die Au-
toriteit Consument en Markt (ACM), die niederlän-
dische Behörde für Verbraucher und Märkte, mitge-
teilt, dass der holländische öffentlich-rechtliche Rund-
funk NPO (Nederlandse Publieke Omroep) gegen die
Cookie-Regelung von Artikel 11 Absatz 7a des Tele-
communicatiewet (holländisches Telekommunikatons-
gesetz) verstoßen hat. Dass öffentliche Einrichtungen
wie die NPO sich an die Cookie-Vorschriften halten, ist
besonders wichtig, da solche Einrichtungen eine Vor-
bildfunktion für die Einhaltung von Gesetzen haben.

Die NPO setzt auf ihren Webseiten unter anderem
analytische Cookies und Tracking Cookies ein, um
die Bestimmungen des Mediawet (holländisches Me-
diengesetz) einzuhalten. Bereits seit September 2012
steht die ACM in Kontakt mit der NPO wegen Versto-
ßes gegen die Cookie-Vorschriften von Artikel 11 Ab-
satz 7a des holländischen Telekommunikationsgeset-
zes. Diese Vorschrift sieht vor, dass Nutzer eindeu-
tig und vollständig über den Einsatz von Cookies auf
ihren Rechnern informiert werden müssen, bevor sie
dann ausdrücklich ihre Einwilligung für den Einsatz
von Cookies erklären.

Die ACM hat bei der Auslegung der Bestimmungen
zu den Cookie-Vorschriften mit dem College Bescher-
ming Persoonsgegevens (CBP) zusammengearbeitet,
der holländischen Datenschutzbehörde. Ursprünglich
enthielten die Webseiten der NPO eine Cookie-Wall,
d.h., Nutzer konnten nur dann auf die Webseite der
NPO zugreifen, wenn sie der Cookie-Wall zustimmten.
Die CBP war der Ansicht, dass die Verwendung einer
Cookie-Wall auf der Webseite einer öffentlichen Ein-
richtung wie der NPO Nutzern der Webseite die Mög-
lichkeit vorenthält, sich frei zu entscheiden, zumal es
keine ähnlichen oder alternativen Webseiten gibt.

Nach den Gesprächen zwischen der ACM und der NPO
über die Einhaltung der Cookie-Vorschriften änderte
die NPO ihr Cookie-System und ersetzte die Cookie-
Wall durch ein Cookie-Banner. Ein Cookie-Banner weist
den Nutzer auf die Verwendung von Cookies hin und
ermöglicht gleichzeitig den Zugriff auf die Webseite
der NPO. Allerdings entsprach auch dieses System
nach Auffassung der ACM noch immer nicht ganz
den Bestimmungen des holländischen Telekommuni-
kationsgesetzes, da bei der Verwendung von Cookie-
Bannern davon ausgegangen wird, dass der Nutzer
der Platzierung von Cookies zustimmt, sobald er die
Webseite anklickt, ohne dass er ausdrücklich seine
Einwilligung erklären musste.

Die ACM war daher der Meinung, dass der Verstoß
der NPO gegen die Cookie-Bestimmungen von Artikel
11 Absatz 7a des holländischen Telekommunikations-
gesetzes nach wie vor besteht, da die NPO die Nut-
zer ihrer Webseiten nicht ausreichend informiere und
nicht ihre ausdrückliche Einwilligung zur Verwendung
von Cookies einhole. Der ACM zufolge enthalten Web-
sites wie www.uitzendinggemist.nl und www.npo.nl
nicht genügend Informationen darüber, welche perso-
nenbezogenen Daten gesammelt werden können und
welchem Zweck sie dienen. Da die Nutzer von NPO-
Webseiten nicht angemessen informiert werden, wis-
sen sie nicht, wozu genau sie ihre Zustimmung geben.

Der Nutzer muss seine Zustimmung freiwillig geben,
die Zustimmung muss gemäß dem holländischen Tele-
kommunikationsgesetz „spezifisch“ und informiert er-
folgen. Sie muss ausdrücklich in Form einer Opt-In-
Lösung erfolgen, z.B. durch Anklicken einer Schaltflä-
che auf der Webseite. Das Surfen auf der Webseite
an sich darf nicht als Einwilligung verstanden werden.
Die Einführung des Cookie-Banner-Systems wurde da-
her von der ACM nicht als eine Lösung bewertet, die
als aktiver Akt der Einwilligung angesehen werden
kann. Die ACM hat daher die NPO zur regelmäßigen
Zahlung von Bußgeldern verurteilt (EUR 25.000 wö-
chentlich).

• Besluit van de Autoriteit Consument en Markt op grond van artikel
15.2, tweede lid, van de Telecommunicatiewet in samenhang gelezen
met artikel 5:32, eerste lid, van de Algemene wet bestuursrecht tot
het opleggen van een last onder dwangsom aan de Stichting Neder-
landse Publieke Omroep wegens overtreding van de verplichtingen
opgenomen in artikel 11.7a van de Telecommunicatiewet.uitspraak
van 15 juli 2014 (Entscheidung der Holländischen Behörde für Ver-
braucher und Märkte vom 15. Juli 2014 auf der Grundlage von Arti-
kel 15 Absatz 2 (2) des holländischen Telekommunikationsgesetzes
in Verbindung mit Artikel 5 Absatz 32 (1) des Allgemeinen Verwal-
tungsgesetzes über die Verhängung regelmäßiger Bußgelder wegen
Verstoßes gegen Artikel 11 Absatz 7 a des holländischen Telekommu-
nikationsgesetzes)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17188 NL

Anne Goubitz
Institut für Informationsrecht (IViR), Universität

Amsterdam

RU-Russische Föderation

Änderungen im Werberecht beeinträchtigen
Bezahlfernsehen (Pay-TV)

Am 21. Juli 2014 setzte der Präsident der Russischen
Föderation Putin mit seiner Unterschrift eine Reihe
von Föderationsgesetzen in Kraft, welche bestimmte
wichtige Vorschriften zu Fernsehwerbung ändern.

Das Föderationsgesetz „Über Änderungen zu Artikel
14 des Föderationsgesetzes über Werbung“ wurde am
4. Juli 2014 von der Staatsduma verabschiedet. Es
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verbietet Werbung auf verschlüsselten und/oder Pay-
TV-Sendern, wenn diese keine terrestrische Sendeli-
zenz besitzen oder nicht auf der Liste der verpflich-
tend auszustrahlenden Sender (must-carry program-
mes) stehen (siehe IRIS 2013-6/31). Das Verbot tritt
am 1. Januar 2015 in Kraft. Begründet wurden die Än-
derungen mit der Notwendigkeit, unlauteren Wettbe-
werb auf dem Markt zu beenden, wobei die Pay-TV-
Kanäle mutmaßlich von gemischten Finanzierungsmo-
dellen (Abonnementzahlungen und Werbung) profitie-
ren, während die frei empfangbaren Sender keinen
derartigen Vorzug genießen.

Die OSZE-Beauftragte für Medienfreiheit Dunja Mijato-
vić äußerte ihre Bedenken in Bezug auf die neue Ge-
setzgebung, welche „dazu führen könnte, dass kleine-
re und mittlere Sender um ihre Haupteinnahmequelle
gebracht werden, die in Werbung besteht“. Darüber
hinaus würden Änderungen die Medienvielfalt im Zu-
ge der bevorstehenden Digitalumstellung negativ be-
einflussen, bei der Hunderte regionaler Rundfunkver-
anstalter ihre terrestrischen Lizenzen verlieren wer-
den; nach der Änderung werde es keinen wirtschaft-
lichen Grund geben, über Kabel oder auch nur online
zu senden.

Das Föderationsgesetz „Zur Änderung des Föderati-
onsgesetzes über Werbung“ wurde ebenfalls am 4.
Juli 2014 von der Staatsduma verabschiedet. Mit ihm
wurden Bestimmungen wie zum Beispiel Art. 3.1-3.3
des nämlichen Artikels 14 aufgehoben. Diese Nor-
men, die 2009 eingeführt worden waren, verboten da-
mals große Werbevertriebsunternehmen, die 35 Pro-
zent der Fernsehwerbung und mehr bei landesweiten
russischen Fernsehsendern kontrollieren. Ab dem 1.
Januar 2015 wird es keine spezifischen Bestimmungen
zu Medieneigentum im Fernsehmarkt geben, wenn-
gleich die allgemeinen Wettbewerbsvorschriften ihre
Gültigkeit behalten.

Schließlich räumt das Föderationsgesetz „Zur Ände-
rung von Artikel 21 des Föderationsgesetzes über
Werbung“, welches ebenfalls am 4. Juli 2014 verab-
schiedet wurde, eine Ausnahme beim gegenwärtigen
grundsätzlichen Verbot von Alkoholwerbung im Fern-
sehen ein. Fernsehwerbung für Bier und bierhaltige
Erzeugnisse wurde am 23. Juli 2012 in das Verbot auf-
genommen. Ab dem 22. Juli 2014 erlaubt das Gesetz
die Platzierung von Werbung für Bier und bierhaltige
Erzeugnisse während der Ausstrahlung (Live oder Auf-
zeichnung) von Sportereignissen sowie jederzeit auf
Sportsendern.

• Î âíåñåíèè èçìåíåíèé â ñòàòüþ 14 Ôåäåðàëüíîãî çà-
êîíà " Î ðåêëàìå " (Föderationsgesetz vom 21. Juli 2014 Nr.
270-FZ „Über Änderungen zu Artikel 14 des Föderationsgesetzes über
Werbung“, amtliches Tageblatt Rossiyskaya gazeta, Nr. 6438, 23. Juli
2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17134 RU
• Î âíåñåíèè èçìåíåíèé â Ôåäåðàëüíûé çàêîí " Î ðåêëà-
ìå " (Föderationsgesetz vom 21. Juli 2014 Nr. 264-FZ „Über Ände-
rungen des Föderationsgesetzes über Werbung“, amtliches Tageblatt
Rossiyskaya gazeta, Nr. 6438, 23. Juli 2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17135 RU

• Î âíåñåíèè èçìåíåíèé â ñòàòüþ 21 Ôåäåðàëüíîãî çà-
êîíà " Î ðåêëàìå " (Föderationsgesetz vom 21. Juli 2014 Nr.
270-FZ „Über Änderungen zu Artikel 21 des Föderationsgesetzes über
Werbung“, amtliches Tageblatt Rossiyskaya gazeta, Nr. 6435, 23. Juli
2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17136 RU
• Law amendments on advertising in Russia further endanger me-
dia pluralism and free flow of information, says OSCE representative,
press release of 7 July 2014 (OSZE-Beauftragte: Gesetzesänderung
zu Werbung in Russland sind weitere Gefahr für Medienvielfalt und
freien Informationsfluss, Pressemitteilung vom 7. Juli 2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17137 EN

Andrei Richter
Journalistische Fakultät, Staatliche

Lomonossow-Universität Moskau

Personenbezogene Daten sind nur in Rus-
sland zu speichern

Am 21. Juli 2014 setzte der Präsident der Russischen
Föderation Putin mit seiner Unterschrift ein Föderati-
onsgesetz in Kraft, welches insbesondere das Föde-
rationsgesetz über personenbezogene Daten ändert
(siehe IRIS 2006-10/29).

Schwerpunkt der Änderungen ist die Forderung, dass
alle Internet-Diensteanbieter personenbezogene Da-
ten von Bürgern der Russischen Föderation in Daten-
banken zu sammeln, zu verarbeiten und zu speichern
haben, die sich auf dem Gebiet der Russischen Fö-
deration befinden. Diese Regel, welche offensichtlich
in erster Linie ausländische soziale Netzwerke, Mail-
Dienste und Buchungsportale für Hotelzimmer und
Flugtickets betrifft, weist einige Ausnahmen auf, zum
Beispiel wenn eine solche Verarbeitung entsprechend
internationalen Verträgen, im Interesse der Justiz oder
staatlicher Behörden der Russischen Föderation oder
zu journalistischen Zwecken erfolgt.

Das Gesetz sieht vor, dass Roskomnadzor, die staat-
liche Medien- und Kommunikationsbehörde (siehe
IRIS 2012-8/36), überwacht, ob der Verarbeitungs-
standort personenbezogener Daten russischer Bür-
ger der nationalen Rechtshoheit unterliegt. Ein Ver-
stoß gegen diese Regel wird somit ein weiterer Anlass
sein, bei dem Roskomnadzor den Zugang zu Online-
Ressourcen sperrt.

Die Änderungen treten am 1. September 2016 in
Kraft.
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•Î âíåñåíèè èçìåíåíèé â îòäåëüíûå çàêîíîäàòåëüíûå àê-
òû Ðîññèéñêîé Ôåäåðàöèè â ÷àñòè óòî÷íåíèÿ ïîðÿäêà îá-
ðàáîòêè ïåðñîíàëüíûõ äàííûõ â èíôîðìàöèîííî - òåëå-
êîììóíèêàöèîííûõ ñåòÿõ (Föderationsgesetz vom 21. Juli 2014
Nr. 242-FZ „Über Änderungen zu bestimmten Rechtsakten der Russi-
schen Föderation im Zusammenhang mit Besonderheiten des Verfah-
rens zur Verarbeitung personenbezogener Daten in Informations- und
Telekommunikationsnetzen“, amtliches Tageblatt Rossiyskaya gaze-
ta, Nr. 6435, 23. Juli 2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17138 RU

Andrei Richter
Journalistische Fakultät, Staatliche

Lomonossow-Universität Moskau

Anonymer Internet-Zugang verweigert

Am 31. Juli 2014 unterzeichnete der Premierminister
der Russischen Föderation Dmitry Medvedev eine Re-
gierungsverordnung, welche die gegenwärtigen Re-
geln für den Internetzugang ändert und die Verfüg-
barkeit dieses Dienstes für anonyme Nutzer wirksam
verhindert.

Die Verordnung bezieht sich auf die kürzlich verab-
schiedeten Änderungen in den Gesetzen über Online-
Informationen (siehe IRIS 2014-6/31). Anbieter univer-
seller Internetdienste an kollektiven Zugangsorten so-
wie alle anderen Internetdienstanbietern an öffentli-
chen Orten einschließlich WiFi, müssen eine Identifi-
zierung der Nutzer verlangen sowie diese Daten für
sechs Monate zu sammeln und zu speichern.

Die Verordnung tritt am 13. August 2014 in Kraft.

•Î âíåñåíèè èçìåíåíèé â íåêîòîðûå àêòû Ïðàâèòåëüñòâà
Ðîññèéñêîé Ôåäåðàöèè â ñâÿçè ñ ïðèíÿòèåì Ôåäåðàëüíî-
ãî çàêîíà " Î âíåñåíèè èçìåíåíèé â Ôåäåðàëüíûé çàêîí
" Îá èíôîðìàöèè , èíôîðìàöèîííûõ òåõíîëîãèÿõ è î çà-
ùèòå èíôîðìàöèè " è îòäåëüíûå çàêîíîäàòåëüíûå àêòû
Ðîññèéñêîé Ôåäåðàöèè ïî âîïðîñàì óïîðÿäî÷åíèÿ îáìå-
íà èíôîðìàöèåé ñ èñïîëüçîâàíèåì èíôîðìàöèîííî - òå-
ëåêîììóíèêàöèîííûõ ñåòåé " (Regierungsverordnung der Rus-
sischen Föderation vom 31. Juli 2014 Nr. 758 „Über die Änderung be-
stimmter Rechtsakte der Regierung der Russischen Föderation in Be-
zug auf die Verabschiedung des Föderationsgesetzes ‚Über Änderun-
gen zum Föderationsgesetz über Informationen, Informationstechno-
logien und den Informationsschutz‘ sowie spezieller Rechtsakte der
Russischen Föderation zur Regulierung des Informationsaustauschs
unter Nutzung von Telekommunikationsnetzen“)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17139 RU

Andrei Richter
Journalistische Fakultät, Staatliche

Lomonossow-Universität Moskau

US-Vereinigte Staten

Supreme Court verbietet Online-
Fernsehdienst Aereo

Am 25. Juni 2014 hat der Supreme Court, der Ober-
ste Gerichtshof der USA, entschieden, dass das Vorge-
hen des Online-Fernsehdiensts Aereo, Inc. („Aereo“),
seinen Abonnenten über Internet Fernsehsendungen
ohne die Zustimmung der Rechteinhaber bereitzustel-
len, gegen das Urhebergesetz („Gesetz“) verstoße.

Der Oberste Gerichtshof schloss sich der Argumentati-
on der Programmrechte-Inhaber an, die im Geschäfts-
gebaren von Aereo ihr Recht, „ihre Werke“ im Sinne
des Urhebergesetzes „öffentlich aufzuführen“ verletzt
sahen. Wie der Gerichtshof ausführte, liege eine öf-
fentliche Aufführung der Werke im Sinne des Gesetzes
vor, da Aereo die urheberrechtlich geschützten Werke
mittels eigener, in einer Zentrale und nicht zu Hause
bei den Nutzern befindlicher Anlagen übertrage.

Die Verteidigung des Online-TV-Anbieters baute im
Wesentlichen auf dem Argument auf, Aereo betrei-
be keine öffentliche Aufführung der Werke im Sinne
des Gesetzes, da lediglich eine Privatübertragung er-
folge, die ausschließlich dem jeweiligen Abonnenten
zur Verfügung stehe und eine nutzerspezifische Pro-
grammkopie generiere. Der Oberste Gerichtshof wies
dieses Argument zurück und stellte das Vorliegen ei-
ner öffentlichen Aufführung durch eine Rechtspersön-
lichkeit fest. Ausschlaggebend sei nicht die Frage, ob
die Aufführung durch eine oder mehrere Übertragun-
gen erfolge, sondern dass sie dasselbe Werk zum Ge-
genstand habe und dass Bild und Ton zeitgleich am
Computer des Abonnenten zu sehen und zu hören sei-
en. Da Aereo dieselben, gleichzeitig wahrnehmbaren
Video- und Tonsignale an eine breite Anzahl von Men-
schen verbreite, die miteinander nicht in Bezug stün-
den, betreibe der Anbieter, so der Oberste Gerichts-
hof, eine öffentliche Wiedergabe.

• Judgment of the Supreme Court , American Broadcasting
Cos.,Inc.,et al. v. Aereo, Inc., Fka Bamboomlabs, Inc., 25 June 2014
(Urteil des Obersten Gerichtshofs, American Broadcasting Cos.,Inc.,et
al. g. Aereo, Inc.,Fka Bamboomlabs, Inc., 25. Juni 2014)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17151 EN

Jonathan Perl
Locus Telecommunications, Inc.
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Tricard, S., Le droit communautaire des communications
commerciales audiovisuelles Éditions universitaires
européennes, 2014 ISBN 978-3841731135
http://www.amazon.fr/droit-communautaire-
communications-commerciales-
audiovisuelles/dp/3841731139/ref=sr_1_-
1?s=books&ie=UTF8&qid=1405499942&sr=1-
1&keywords=droit+audiovisuel
Perrin, L., Le President d’une Autorite Administrative
Independante de Régulation ISBN 979-1092320008
http://www.amazon.fr/President-Autorite-Administrative-
Independante-R%C3%A9gulation/dp/1092320008/ref=sr_-
1_5?s=books&ie=UTF8&qid=1405500579&sr=1-
5&keywords=droit+audiovisuel
Roßnagel A., Geppert, M., Telemediarecht:
Telekommunikations- und Multimediarecht Deutscher

Taschenbuch Verlag, 2014 ISBN 978-3423055987
http://www.amazon.de/Telemediarecht-Martin-Geppert-
Alexander-Ro%C3%9Fnagel/dp/3423055987/ref=sr_1_-
15?s=books&ie=UTF8&qid=1405500720&sr=1-
15&keywords=medienrecht
Castendyk, O., Fock, S., Medienrecht / Europäisches
Medienrecht und Durchsetzung des geistigen Eigentums De
Gruyter, 2014 ISBN 978-3110313888
http://www.amazon.de/Wandtke-Artur-Axel-Ohst-Claudia-
Europ%C3%A4isches/dp/311031388X/ref=sr_1_-
10?s=books&ie=UTF8&qid=1405500906&sr=1-
10&keywords=medienrecht
Doukas, D., Media Law and Market Regulation in the
European Union (Modern Studies in European Law) Hart
Publishing, 2014 ISBN 978-1849460316
http://www.amazon.co.uk/Market-Regulation-European-
Modern-Studies/dp/1849460310/ref=sr_1_-
9?s=books&ie=UTF8&qid=1405501098&sr=1-
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Das Ziel von IRIS ist die Veröffentlichung von Informationen über rechtliche und rechtspolitische Entwicklungen,
die für den europäischen audiovisuellen Sektor von Bedeutung sind. Obwohl wir uns darum bemühen, eine akku-
rate Berichterstattung zu gewährleisten, verbleibt die Verantwortung für die Richtigkeit der Fakten, über die wir
berichten, letztlich bei den Autoren der Artikel. Jegliche in den Artikeln geäußerten Meinungen sind persönlich und
sollten in keiner Weise dahingehend verstanden werden, dass sie die Auffassung der in der Redaktion vertretenen
Organisationen wiedergeben.

© Europäische Audiovisuelle Informationsstelle, Straßburg (Frankreich)
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